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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung von Bundesrecht im
 Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
 und zur Änderung des Münzgesetzes

 A.  Problem und Ziel

 Der  umfangreiche  und  mittlerweile  kaum  noch  zu  überblickende  Normenbe-
 stand  der  Bundesrepublik  Deutschland  ist  immer  wieder  Anlass  zu  öffentlicher
 Kritik  und  stellt  eine  nicht  unerhebliche  Belastung  für  die  Rechtsanwendung
 dar.  Daher  besteht  für  Vorschriften  des  Bundesrechts,  die  zwar  formal  gelten,
 heute  aber  keine  praktische  Wirkung  mehr  entfalten,  die  Notwendigkeit,  sie  aus
 dem Bestand des geltenden Rechts zu entfernen.

 Zudem  hat  die  Europäische  Kommission  eine  Empfehlung  zur  Echtheitsprüfung
 von  Euromünzen  und  zur  Behandlung  von  nicht  für  den  Umlauf  geeigneten
 Euromünzen  gegeben.  Ziel  ist  es,  insbesondere  mittels  Gebühren  und  Ver-
 packungsstandards  für  die  Einreichung  größerer  Mengen  von  nicht  mehr  um-
 lauffähigen  Euromünzen  gleiche  Rahmenbedingungen  für  die  nationalen
 Zentralbanken  in  den  Ländern  der  Eurozone  zu  schaffen.  Diese  Empfehlung  soll
 umgesetzt werden.

 B.  Lösung

 Die  Bundesregierung  hat  sich  der  Bereinigung  des  geltenden  Bundesrechts  im
 Rahmen  der  2003  gestarteten  Initiative  Bürokratieabbau  angenommen.  Alle
 Ressorts  haben  sich  verpflichtet,  in  ihrem  jeweiligen  Zuständigkeitsbereich
 eine  Rechtsbereinigung  durchzuführen.  Dabei  erfolgt  die  Bereinigung  des  Bun-
 desrechts schrittweise und ist als fortlaufender Prozess angelegt.

 Inhaltlicher  Gegenstand  dieses  Gesetzes  ist  die  Aufhebung  obsolet  geworde-
 ner  Vorschriften,  die  den  Geschäftsbereich  des  Bundesministeriums  der  Finan-
 zen  betreffen.  Einbezogen  ist  die  Aufhebung  entbehrlicher  Regelungen  des
 Kriegsfolgenrechts.  Eine  erste  bereichsspezifische  Rechtsbereinigung  für  den
 Geschäftsbereich  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  ist  bereits  im  Rah-
 men  des  Gesetzes  zur  Änderung  und  Bereinigung  des  Lastenausgleichsrechts
 vom 21. Juni 2006, BGBl.  I S.  1323, erfolgt.

 Ferner  wird  im  Münzgesetz  für  die  Umsetzung  der  Empfehlung  der  Europäi-
 schen  Kommission  zur  Echtheitsprüfung  von  Euromünzen  und  zur  Behandlung
 von  nicht  für  den  Umlauf  geeigneten  Euromünzen  eine  entsprechende  Rechts-
 ermächtigung für eine Gebühren- und Verpackungsverordnung geschaffen.
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C.  Alternativen

 Allmähliche,  unsystematische  Rechtsbereinigung  aus  Anlass  von  ohnehin  vor-
 gesehenen  Novellierungen  der  Fachgesetze  und  -verordnungen  oder  Erstellung
 eines ressortübergreifenden Rechtsbereinigungsgesetzes; im Übrigen keine.

 D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Die  Regelung  verursacht  keine  unmittelbaren  Haushaltsausgaben.  Durch  die
 Änderung  des  Münzgesetzes  und  aufgrund  der  vorgesehenen  Verordnung  wird
 die  Deutsche  Bundesbank  Gebühren  i.  H.  v.  etwa  200  000  Euro  pro  Jahr  ein-
 nehmen.

 2.  Vollzugsaufwand

 Vollzugsaufwand ist nicht zu erwarten.

 E.  Sonstige Kosten

 Durch  dieses  Regelungsvorhaben  werden  grundsätzlich  keine  Kosten  für  die
 Wirtschaft,  insbesondere  für  mittelständische  Unternehmen,  verursacht.  Aus-
 wirkungen  auf  die  Einzelpreise,  das  allgemeine  Preisniveau  sowie  das  Verbrau-
 cherpreisniveau sind nicht zu erwarten.

 Für  Wirtschaftsunternehmen  ergibt  sich  Mehraufwand  i.  H.  v.  etwa  200  000
 Euro  pro  Jahr  für  Gebührenzahlungen,  soweit  sie  die  Dienste  der  Deutschen
 Bundesbank  für  den  Umtausch  größerer  Mengen  von  nicht  mehr  für  den  Um-
 lauf geeigneten Münzen in Anspruch nehmen.

 F.  Bürokratiekosten

 Durch  dieses  Gesetz  werden  keine  neuen  Informationspflichten  begründet.  So-
 weit  im  Einzelfall  Informationspflichten  abgeschafft  werden,  hat  dies  keine
 Auswirkungen  auf  die  Bürokratiekosten,  denn  es  handelt  sich  dann  um  die  Auf-
 hebung  von  obsolet  gewordenen  Vorschriften,  deren  Abschaffung  keine  Redu-
 zierung von Bürokratiekosten bewirkt.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung von Bundesrecht im
 Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
 und zur Änderung des Münzgesetzes

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Aufhebung des Gesetzes zur Behandlung
 von Gebührenbescheiden der Behörden

 der Deutschen Demokratischen Republik
 für die Genehmigung der Verbringung

 von Kraftfahrzeugen und anderen Waren
 im grenzüberschreitenden Reiseverkehr

 (105-25)

 Das  Gesetz  zur  Behandlung  von  Gebührenbescheiden  der
 Behörden  der  Deutschen  Demokratischen  Republik  für  die
 Genehmigung  der  Verbringung  von  Kraftfahrzeugen  und  an-
 deren  Waren  im  grenzüberschreitenden  Reiseverkehr  vom
 24. Juni 1994 (BGBl.  I S.  1395, 1404) wird aufgehoben.

 Artikel 2

 Aufhebung des Gesetzes über die Förderung
 des Wohnungsbaus für Umsiedler

 in den Aufnahmeländern und des Wohnungsbaus
 für Sowjetzonenflüchtlinge in Berlin

 (240-5)

 Das  Gesetz  über  die  Förderung  des  Wohnungsbaus  für
 Umsiedler  in  den  Aufnahmeländern  und  des  Wohnungsbaus
 für  Sowjetzonenflüchtlinge  in  Berlin  in  der  im  Bundesge-
 setzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  240-5,  veröffentlich-
 ten bereinigten Fassung wird aufgehoben.

 Artikel 3

 Aufhebung der Ersten Verordnung
 zur Durchführung von Artikel 19
 des Haushaltssicherungsgesetzes

 (251-6-1)

 Die  Erste  Verordnung  zur  Durchführung  von  Artikel  19
 des  Haushaltssicherungsgesetzes  vom  22.  März  1966  (BGBl.  I
 S.  186),  geändert  durch  §  1  der  Verordnung  vom  7.  März
 1967 (BGBl.  I S.  277), wird aufgehoben.

 Artikel 4

 Aufhebung der Zweiten Verordnung
 zur Durchführung von Artikel 19
 des Haushaltssicherungsgesetzes

 (251-6-2)

 Die  Zweite  Verordnung  zur  Durchführung  von  Artikel  19
 des  Haushaltssicherungsgesetzes  vom  7.  März  1967  (BGBl.  I
 S.  277) wird aufgehoben.

 Artikel 5

 Aufhebung der Verordnung über die Umlegung
 der Kosten des Bundesaufsichtsamtes für den

 Wertpapierhandel der Jahre 1994 bis 1997
 (4110-4-3)

 Die  Verordnung  über  die  Umlegung  der  Kosten  des  Bun-
 desaufsichtsamtes  für  den  Wertpapierhandel  der  Jahre  1994
 bis  1997  vom  21.  November  1997  (BGBl.  I  S.  2746)  wird
 aufgehoben.

 Artikel 6

 Aufhebung des Wertpapierbereinigungsgesetzes
 (4139-1)

 Das  Wertpapierbereinigungsgesetz  in  der  im  Bundesge-
 setzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  4139-1,  veröffentlich-
 ten  bereinigten  Fassung,  zuletzt  geändert  durch  Artikel  4
 Abs.  39  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  2004  (BGBl.  I  S.  718),  wird
 aufgehoben.

 Artikel 7

 Aufhebung des Gesetzes zur Änderung und
 Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes

 (4139-1-1)

 Das  Gesetz  zur  Änderung  und  Ergänzung  des  Wertpapier-
 bereinigungsgesetzes  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,
 Gliederungsnummer  4139-1-1,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung,  geändert  durch  Artikel  4  Abs.  40  des  Gesetzes  vom
 5. Mai 2004 (BGBl.  I S.  718), wird aufgehoben.

 Artikel 8

 Aufhebung  des  Zweiten  Gesetzes  zur  Änderung  und
 Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes

 (4139-1-2)

 Das  Zweite  Gesetz  zur  Änderung  und  Ergänzung  des
 Wertpapierbereinigungsgesetzes  in  der  im  Bundesgesetzblatt
 Teil  III,  Gliederungsnummer  4139-1-2,  veröffentlichten  be-
 reinigten  Fassung,  geändert  durch  §  38  Nr.  1  des  Gesetzes
 vom 28. Januar 1964 (BGBl.  I S.  45), wird aufgehoben.

 Artikel 9

 Aufhebung  des  Dritten  Gesetzes  zur  Änderung  und
 Ergänzung des Wertpapierbereinigungsgesetzes

 (4139-1-3)

 Das  Dritte  Gesetz  zur  Änderung  und  Ergänzung  des
 Wertpapierbereinigungsgesetzes  in  der  im  Bundesgesetz-
 blatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  4139-1-3,  veröffentlich-
 ten  bereinigten  Fassung,  geändert  durch  die  §§  7  und  38
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Nr.  2  des  Gesetzes  vom  28.  Januar  1964  (BGBl.  I  S.  45),
 wird aufgehoben.

 Artikel 10

 Aufhebung des Gesetzes zur Bereinigung
 der auf Reichsmark lautenden Wertpapiere der

 Konversionskasse für deutsche Auslandsschulden
 (4139-1-5)

 Das  Gesetz  zur  Bereinigung  der  auf  Reichsmark  lautenden
 Wertpapiere  der  Konversionskasse  für  deutsche  Auslands-
 schulden  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungs-
 nummer  4139-1-5,  veröffentlichten  bereinigten  Fassung,  ge-
 ändert  durch  §  14  Abs.  5  des  Gesetzes  vom  11.  Dezember
 2001 (BGBl.  I S.  3519), wird aufgehoben.

 Artikel 11

 Änderung des Gesetzes über die Einführung
 des  deutschen  Rechts  auf  dem  Gebiete  der  Steuern,

 Zölle und Finanzmonopole im Saarland
 (600-2)

 Der  Zweite  und  der  Dritte  Teil  sowie  §  108  des  Gesetzes
 über  die  Einführung  des  deutschen  Rechts  auf  dem  Gebiete
 der  Steuern,  Zölle  und  Finanzmonopole  im  Saarland  in  der
 im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  600-2,
 veröffentlichten bereinigten Fassung werden aufgehoben.

 Artikel 12

 Aufhebung der Verordnung zur Durchführung
 des Gesetzes über die Einführung

 des  deutschen  Rechts  auf  dem  Gebiete  der  Steuern,
 Zölle und Finanzmonopole im Saarland

 (600-2-1)

 Die  Verordnung  zur  Durchführung  des  Gesetzes  über  die
 Einführung  des  deutschen  Rechts  auf  dem  Gebiete  der  Steu-
 ern,  Zölle  und  Finanzmonopole  im  Saarland  vom  3.  Juli
 1959 (BGBl.  I S.  410; BGBl.  III 600-2-1) wird aufgehoben.

 Artikel 13

 Aufhebung der Verordnung über Vergütung
 und  Nacherhebung  von  Zöllen,  Verbrauchsteuern

 und Steuern auf Lieferungen
 und sonstige Leistungen im Saarland

 (600-2-2)

 Die  Verordnung  über  Vergütung  und  Nacherhebung  von
 Zöllen,  Verbrauchsteuern  und  Steuern  auf  Lieferungen  und
 sonstige  Leistungen  im  Saarland  vom  1.  Juli  1959  (BAnz
 Nummer  124  vom  3.  Juli  1959;  BGBl.  III  600-2-2)  wird
 aufgehoben.

 Artikel 14

 Aufhebung der Verordnung zur Festsetzung
 der Grenzzahl der Obstabfindungsbrennereien

 im Bezirk der Oberfinanzdirektion Saarbrücken
 (600-2-3)

 Die  Verordnung  zur  Festsetzung  der  Grenzzahl  der
 Obstabfindungsbrennereien  im  Bezirk  der  Oberfinanzdirek-

 tion  Saarbrücken  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,
 Gliederungsnummer  600-2-3,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung wird aufgehoben.

 Artikel 15

 Aufhebung der Verordnung zur Festsetzung
 von Vorauszahlungen auf die Lohnsteuer-

 Zerlegungsanteile für 1991 bis 1994
 (604-1-1)

 Die  Verordnung  zur  Festsetzung  von  Vorauszahlungen
 auf  die  Lohnsteuer-Zerlegungsanteile  für  1991  bis  1994
 vom 24. August 1992 (BGBl.  I S.  1580) wird aufgehoben.

 Artikel 16

 Aufhebung der Verordnung zur Festsetzung
 der Erhöhungszahl für die Gewerbesteuerumlage

 nach  §  6  Abs.  5  des  Gemeindefinanzreformgesetzes
 im Jahr 2004
 (605-1-10-15)

 Die  Verordnung  zur  Festsetzung  der  Erhöhungszahl  für
 die  Gewerbesteuerumlage  nach  §  6  Abs.  5  des  Gemeinde-
 finanzreformgesetzes  im  Jahr  2004  vom  28.  November
 2003 (BGBl.  I S.  2444) wird aufgehoben.

 Artikel 17

 Aufhebung der Verordnung zur Festsetzung
 der Erhöhungszahl für die Gewerbesteuerumlage

 nach  §  6  Abs.  5  des  Gemeindefinanzreformgesetzes
 im Jahr 2005
 (605-1-10-16)

 Die  Verordnung  zur  Festsetzung  der  Erhöhungszahl  für
 die  Gewerbesteuerumlage  nach  §  6  Abs.  5  des  Gemeinde-
 finanzreformgesetzes  im  Jahr  2005  vom  21.  Februar  2005
 (BGBl.  I S.  485) wird aufgehoben.

 Artikel 18

 Aufhebung der Verordnung zur Erhebung
 einer Nachsteuer auf vorportionierten Feinschnitt

 (612-1-7-2)

 Die  Verordnung  zur  Erhebung  einer  Nachsteuer  auf  vor-
 portionierten  Feinschnitt  vom  16.  November  2005  (BGBl.  I
 S.  3165) wird aufgehoben.

 Artikel 19

 Aufhebung des Gesetzes zur Aussetzung
 der Brennrechtsveranlagung 1992/93

 (612-7-8)

 Das  Gesetz  zur  Aussetzung  der  Brennrechtsveranlagung
 1992/93  vom  29.  November  1990  (BGBl.  I  S.  2569)  wird
 aufgehoben.
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Artikel 20

 Aufhebung  der  Verordnung  über  die  Vergabe  von
 Brennrechten an Brennereien in dem in Artikel 3

 des Einigungsvertrages genannten Gebiet
 (612-7-9)

 Die  Verordnung  über  die  Vergabe  von  Brennrechten  an
 Brennereien  in  dem  in  Artikel  3  des  Einigungsvertrages  ge-
 nannten  Gebiet  vom  27.  Mai  1991  (BGBl.  I  S.  1194)  wird
 aufgehoben.

 Artikel 21

 Aufhebung  des  Gesetzes  über  die  Einbeziehung  von
 Teilen des Freihafens Hamburg in das Zollgebiet

 (613-1-9)

 Das  Gesetz  über  die  Einbeziehung  von  Teilen  des  Freiha-
 fens  Hamburg  in  das  Zollgebiet  vom  30.  März  1971  (BGBl.  I
 S.  280) wird aufgehoben.

 Artikel 22

 Aufhebung  des  Gesetzes  über  die  Verplombung  im
 Durchgangsverkehr von zivilen Gütern zwischen

 der  Bundesrepublik  Deutschland  und  Berlin  (West)
 (613-6-5)

 Das  Gesetz  über  die  Verplombung  im  Durchgangsverkehr
 von  zivilen  Gütern  zwischen  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  und  Berlin  (West)  vom  23.  Juni  1972  (BGBl.  I  S.  985),
 geändert  durch  Artikel  11  des  Gesetzes  vom  18.  August  1980
 (BGBl.  I S.  1537), wird aufgehoben.

 Artikel 23

 Aufhebung der Verordnung
 zum Verplombungsgesetz

 (613-6-5-1)

 Die  Verordnung  zum  Verplombungsgesetz  vom  24.  Ok-
 tober  1972  (BGBl.  I  S.  2021),  zuletzt  geändert  durch  die
 Verordnung  vom  1.  Juni  1977  (BGBl.  I  S.  803,  1893),  wird
 aufgehoben.

 Artikel 24

 Änderung des Gesetzes zur Verteilung
 von Entschädigungen für deutsches Vermögen

 in  Ägypten  und  in  Honduras  sowie  zum  Abkommen
 vom 28. April 1980 zwischen der Bundesrepublik

 Deutschland und der Arabischen Republik
 Ägypten über die Regelung gewisser Fragen

 betreffend deutsches Vermögen
 (623-3)

 Die  Artikel  2  bis  4  des  Gesetzes  zur  Verteilung  von  Ent-
 schädigungen  für  deutsches  Vermögen  in  Ägypten  und  in
 Honduras  sowie  zum  Abkommen  vom  28.  April  1980  zwi-
 schen  der  Bundesrepublik  Deutschland  und  der  Arabischen
 Republik  Ägypten  über  die  Regelung  gewisser  Fragen  betref-
 fend  deutsches  Vermögen  vom  19.  März  1982  (BGBl.  1982  II
 S.  282), werden aufgehoben.

 Artikel 25

 Aufhebung des Gesetzes über die Abgeltung
 von Besatzungsschäden

 (624-1)

 Das  Gesetz  über  die  Abgeltung  von  Besatzungsschäden
 in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer
 624-1,  veröffentlichten  bereinigten  Fassung,  zuletzt  geän-
 dert  durch  Artikel  2  Abs.  15  des  Gesetzes  vom  12.  August
 2005 (BGBl.  I S.  2354), wird aufgehoben.

 Artikel 26

 Aufhebung des Gesetzes zur Anpassung
 des Rechnungsjahres an das Kalenderjahr

 (63-1-1)

 Das  Gesetz  zur  Anpassung  des  Rechnungsjahres  an  das
 Kalenderjahr  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  63-1-1,  veröffentlichten  bereinigten  Fassung
 wird aufgehoben.

 Artikel 27

 Änderung des Haushaltssicherungsgesetzes
 (63-8)

 Die  Artikel  6  bis  8,  18  Nr.  4,  die  Artikel  19  und  23  des
 Haushaltssicherungsgesetzes  vom  20.  Dezember  1965
 (BGBl.  I  S.  2065,  2176),  das  durch  Artikel  17  Nr.  3  des  Ge-
 setzes  vom  21.  Dezember  1967  (BGBl.  I  S.  1259)  geändert
 worden ist, werden aufgehoben.

 Artikel 28

 Änderung des Finanzplanungsgesetzes
 (63-9)

 Die  Artikel  5  und  17  des  Finanzplanungsgesetzes  vom
 23.  Dezember  1966  (BGBl.  I  S.  697),  das  zuletzt  durch  Arti-
 kel  122  der  Verordnung  vom  31.  Oktober  2006  (BGBl.  I
 S.  2407) geändert worden ist, werden aufgehoben.

 Artikel 29

 Änderung des Gesetzes zur Verbesserung
 der Haushaltsstruktur im Geltungsbereich

 des Arbeitsförderungs- und des
 Bundesversorgungsgesetzes

 (63-15-2)

 Artikel  1  §  2,  Artikel  2  §  2  und  Artikel  4  des  Gesetzes  zur
 Verbesserung  der  Haushaltsstruktur  im  Geltungsbereich  des
 Arbeitsförderungs-  und  des  Bundesversorgungsgesetzes
 vom  18.  Dezember  1975  (BGBl.  I  S.  3113)  werden  aufge-
 hoben.

 Artikel 30

 Aufhebung des Gesetzes zur Personaleinsparung
 in der mittelbaren Bundesverwaltung

 (63-17)

 Das  Gesetz  zur  Personaleinsparung  in  der  mittelbaren
 Bundesverwaltung  vom  22.  Dezember  1981  (BGBl.  I  S.  1523,
 1528),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  32  des  Gesetzes  vom
 20.  Dezember 1982 (BGBl.  I S.  1857), wird aufgehoben.
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Artikel 31

 Änderung des Haushaltsbegleitgesetzes 1984
 (63-19)

 Artikel  25  Abs.  5  und  Artikel  38  des  Haushaltsbegleit-
 gesetzes  1984  vom  22.  Dezember  1983  (BGBl.  I  S.  1532,
 1984 I S.  107, 261) werden aufgehoben.

 Artikel 32

 Aufhebung des Reichsärztekammer-
 Abwicklungsgesetzes

 (653-7)

 Das  Reichsärztekammer-Abwicklungsgesetz  vom  9.  Ok-
 tober 1973 (BGBl.  I S.  1449) wird aufgehoben.

 Artikel 33

 Änderung des Münzgesetzes
 (690-2)

 Das  Münzgesetz  vom  16.  Dezember  1999  (BGBl.  I
 S.  2402),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  14  des  Gesetzes
 vom  5.  Januar  2007  (BGBl.  I  S.  10),  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  §  3 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  wird  jeweils  die  Angabe  „100“  durch  die
 Angabe „200“ ersetzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Die  Deutsche  Bundesbank  hat,  unbeschadet
 des  Artikels  101  Abs.  1  des  Vertrages  zur  Gründung
 der  Europäischen  Gemeinschaft,  Euro-Münzen  und
 deutsche  Euro-Gedenkmünzen  in  jeder  Zahl  und  in
 jedem  Betrag  für  Rechnung  des  Bundes  in  Zahlung
 zu  nehmen  oder  in  andere  gesetzliche  Zahlungsmittel
 umzutauschen.“

 2.  In  §  8  Satz  1  werden  die  Wörter  „den  Bundeskassen
 und“ gestrichen.

 3.  Nach §  9 wird folgender §  9a eingefügt:

 „§  9a
 Gebührenerhebung; Anforderungen bei Einreichung

 von Münzen zum Umtausch

 (1)  Für  den  Umtausch  nach  §  3  Abs.  2  und  die  An-
 nahme  nach  §  8  Satz  1  von  nicht  für  den  Umlauf  geeigne-
 ten  Euro-Münzen  und  deutschen  Euro-Gedenkmünzen
 durch  die  Deutsche  Bundesbank  werden  Gebühren  erho-
 ben.  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  ermäch-
 tigt,  im  Einvernehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank  die
 Gebührentatbestände  und  Gebührensätze  durch  Rechts-
 verordnung  ohne  Zustimmung  des  Bundesrates  zu  be-
 stimmen.  Bei  der  Bemessung  der  Gebührensätze  sind  der
 Verwaltungsaufwand  sowie  die  Bedeutung,  der  wirt-
 schaftliche  Wert  oder  der  sonstige  Nutzen  der  Amtshand-
 lung  zu  berücksichtigen.  Bemessungsgrundlage  ist  dabei
 der  Nennwert  der  eingereichten  Münzen.  Die  Höhe  der
 Gebühren  sollte  sich  an  der  Empfehlung  (2005/504/EG)
 der  Kommission  vom  27.  Mai  2005  zur  Echtheitsprüfung
 von  Euro-Münzen  und  zur  Behandlung  von  nicht  für  den
 Umlauf  geeigneten  Euro-Münzen  (ABl.  EU  Nr.  L  184

 S.  60)  in  der  jeweils  geltenden  Fassung  orientieren.  In  der
 Rechtsverordnung  können  Gebührenermäßigungen  und
 Gebührenbefreiungen  auch  abweichend  vom  Verwal-
 tungskostengesetz bestimmt werden.

 (2)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  ferner
 ermächtigt,  im  Einvernehmen  mit  der  Deutschen  Bundes-
 bank  Anforderungen  an  das  Sortieren,  Verpacken  und  die
 Kennzeichnung  der  Verpackung  von  nicht  für  den  Umlauf
 geeigneten  Euro-Münzen  und  deutschen  Euro-Gedenk-
 münzen,  die  bei  der  Deutschen  Bundesbank  zum  Um-
 tausch  eingereicht  werden,  durch  Rechtsverordnung  ohne
 Zustimmung  des  Bundesrates  zu  bestimmen.  Bei  Nicht-
 erfüllung  der  Anforderungen  kann  die  Deutsche  Bundes-
 bank  den  Umtausch  ablehnen.  Die  einreichende  Person
 oder  Stelle  hat  die  Münzen,  deren  Umtausch  nach  Satz  2
 abgelehnt  worden  ist,  zurückzunehmen  und  die  mit  der
 Rücknahme verbundenen Kosten zu tragen.“

 4.  §  13 wird aufgehoben.

 Artikel 34

 Änderung des Gesetzes über die drei Abkommen
 zwischen  der  Bundesrepublik  Deutschland  und  der

 Schweizerischen Eidgenossenschaft über die
 deutschen  Vermögenswerte  in  der  Schweiz,  über  die

 Regelung der Forderungen der Schweizerischen
 Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deutsche

 Reich und zum deutschen Lastenausgleich
 (7411-6)

 Die  §§  3  bis  6  des  Gesetzes  über  die  drei  Abkommen
 zwischen  der  Bundesrepublik  Deutschland  und  der  Schwei-
 zerischen  Eidgenossenschaft  über  die  deutschen  Vermö-
 genswerte  in  der  Schweiz,  über  die  Regelung  der  Forde-
 rungen  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft  gegen  das
 ehemalige  Deutsche  Reich  und  zum  deutschen  Lastenaus-
 gleich  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungs-
 nummer  7411-6,  veröffentlichten  bereinigten  Fassung  wer-
 den aufgehoben.

 Artikel 35

 Aufhebung des Gesetzes über die Verlängerung
 der in §  3 des Gesetzes über die drei Abkommen

 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
 und der Schweizerischen Eidgenossenschaft

 über  die  deutschen  Vermögenswerte  in  der  Schweiz,
 über die Regelung der Forderungen der

 Schweizerischen Eidgenossenschaft gegen das
 ehemalige Deutsche Reich und zum deutschen

 Lastenausgleich enthaltenen Fristen
 (7411-6-1)

 Das  Gesetz  über  die  Verlängerung  der  in  §  3  des  Gesetzes
 über  die  drei  Abkommen  zwischen  der  Bundesrepublik
 Deutschland  und  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft
 über  die  deutschen  Vermögenswerte  in  der  Schweiz,  über
 die  Regelung  der  Forderungen  der  Schweizerischen  Eidge-
 nossenschaft  gegen  das  ehemalige  Deutsche  Reich  und  zum
 deutschen  Lastenausgleich  enthaltenen  Fristen  in  der  im
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Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  7411-6-1,
 veröffentlichten bereinigten Fassung wird aufgehoben.

 Artikel 36

 Änderung des Gesetzes zu den am 22. März 1956
 in Bonn unterzeichneten drei Abkommen

 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
 und dem Königreich Schweden über deutsche

 Vermögenswerte in Schweden, über die
 Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte

 und zum deutschen Lastenausgleich
 (7411-7)

 Die  §§  2  bis  5  des  Gesetzes  zu  den  am  22.  März  1956  in
 Bonn  unterzeichneten  drei  Abkommen  zwischen  der  Bun-
 desrepublik  Deutschland  und  dem  Königreich  Schweden
 über  deutsche  Vermögenswerte  in  Schweden,  über  die  Wie-
 derherstellung  gewerblicher  Schutzrechte  und  zum  deut-
 schen  Lastenausgleich  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,
 Gliederungsnummer  7411-7,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung werden aufgehoben.

 Artikel 37

 Änderung des Gesetzes zu den drei Abkommen
 vom 3. April 1958 zwischen der Bundesrepublik
 Deutschland und der Portugiesischen Republik

 über deutsche Vermögenswerte in Portugal,
 auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes

 und über die Liquidation des früheren
 deutsch- portugiesischen Verrechnungsverkehrs

 (7411-8)

 Die  Artikel  2  bis  10  des  Gesetzes  zu  den  drei  Abkommen
 vom  3.  April  1958  zwischen  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  und  der  Portugiesischen  Republik  über  deutsche  Ver-
 mögenswerte  in  Portugal,  auf  dem  Gebiet  des  gewerblichen
 Rechtsschutzes  und  über  die  Liquidation  des  früheren
 deutsch-portugiesischen  Verrechnungsverkehrs  in  der  im
 Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  7411-8,
 veröffentlichten  bereinigten  Fassung,  das  durch  Artikel  47
 des  Gesetzes  vom  27.  Juli  2001  (BGBl.  I  S.  1887)  geändert
 worden ist, werden aufgehoben.

 Artikel 38

 Änderung des Gesetzes zu dem Abkommen
 vom 22. Dezember 1959 zwischen der
 Bundesrepublik Deutschland und dem

 Kaiserreich  Iran  über  die  Liquidation  des  früheren
 deutsch-iranischen Verrechnungsverkehrs

 (7411-9)

 Die  Artikel  2  bis  4  des  Gesetzes  zu  dem  Abkommen  vom
 22.  Dezember  1959  zwischen  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  und  dem  Kaiserreich  Iran  über  die  Liquidation  des  frü-
 heren  deutsch-iranischen  Verrechnungsverkehrs  in  der  im
 Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  7411-9,
 veröffentlichten  bereinigten  Fassung,  das  durch  Artikel  48
 des  Gesetzes  vom  27.  Juli  2001  (BGBl.  I  S.  1887)  geändert
 worden ist, werden aufgehoben.

 Artikel 39

 Änderung des Gesetzes zu dem Abkommen
 vom  4.  August  1962  zwischen  der  Bundesrepublik
 Deutschland und der Republik Kolumbien über

 deutsche Vermögenswerte in Kolumbien
 (745-1)

 Die  Artikel  2  und  3  des  Gesetzes  zu  dem  Abkommen
 vom  4.  August  1962  zwischen  der  Bundesrepublik  Deutsch-
 land  und  der  Republik  Kolumbien  über  deutsche  Vermö-
 genswerte  in  Kolumbien  vom  21.  März  1964  (BGBl.  1964
 II S.  257) werden aufgehoben.

 Artikel 40

 Aufhebung des Gesetzes über die Verteilung
 des auf die Bundesrepublik Deutschland

 entfallenden Anteils an der von Israel für das
 deutsche weltliche Vermögen in Israel

 nach dem Abkommen vom 1. Juni 1962
 gezahlten Entschädigung

 (745-2)

 Das  Gesetz  über  die  Verteilung  des  auf  die  Bundesrepu-
 blik  Deutschland  entfallenden  Anteils  an  der  von  Israel  für
 das  deutsche  weltliche  Vermögen  in  Israel  nach  dem  Ab-
 kommen  vom  1.  Juni  1962  gezahlten  Entschädigung  vom
 29. März 1965 (BGBl.  I S.  189, 663) wird aufgehoben.

 Artikel 41

 Änderung des Gesetzes zum Vertrag vom
 21. April 1964 zwischen der Bundesrepublik
 Deutschland und dem Kaiserreich Äthiopien

 über  die  Entschädigung  für  das  deutsche  Vermögen
 in Äthiopien

 (745-3)

 Die  Artikel  2  und  3  des  Gesetzes  zum  Vertrag  vom
 21.  April  1964  zwischen  der  Bundesrepublik  Deutschland
 und  dem  Kaiserreich  Äthiopien  über  die  Entschädigung  für
 das  deutsche  Vermögen  in  Äthiopien  vom  21.  Oktober  1965
 (BGBl. 1965 II S.  1521) werden aufgehoben.

 Artikel 42

 Änderung des Gesetzes zu dem Abkommen
 vom 19. Oktober 1967 zwischen der

 Bundesrepublik  Deutschland  und  der  Italienischen
 Republik  über  die  Regelung  vermögensrechtlicher,
 wirtschaftlicher  und  finanzieller,  mit  dem  Zweiten
 Weltkrieg zusammenhängender Angelegenheiten

 (745-4)

 Die  Artikel  2  und  3  des  Gesetzes  zu  dem  Abkommen
 vom  19.  Oktober  1967  zwischen  der  Bundesrepublik
 Deutschland  und  der  Italienischen  Republik  über  die  Rege-
 lung  vermögensrechtlicher,  wirtschaftlicher  und  finanziel-
 ler,  mit  dem  Zweiten  Weltkrieg  zusammenhängender  Ange-
 legenheiten  vom  25.  Februar  1969  (BGBl.  1969  II  S.  353),
 das  durch  §  20  des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1980  (BGBl.  I
 S.  697) geändert worden ist, werden aufgehoben.
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Artikel 43

 Änderung des Dritten
 Umstellungsergänzungsgesetzes

 (7601-3)

 Der  Zweite  Abschnitt  des  Dritten  Umstellungsergän-
 zungsgesetzes  vom  22.  Januar  1964  (BGBl.  I  S.  33),  das
 durch  §  33  des  Gesetzes  vom  21.  März  1972  (BGBl.  I
 S.  465) geändert worden ist, wird aufgehoben.

 Artikel 44

 Aufhebung der Verordnung
 über die Umstellungsrechnung

 der Versicherungsunternehmen aus Anlass
 der Neuordnung des Geldwesens

 (7601-6-3)

 Die  Verordnung  über  die  Umstellungsrechnung  der  Ver-
 sicherungsunternehmen  aus  Anlass  der  Neuordnung  des
 Geldwesens  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  7601-6-3,  veröffentlichten  bereinigten  Fas-
 sung wird aufgehoben.

 Artikel 45

 Aufhebung der Verordnung über die Abwicklung
 der Deutschen Kriegsversicherungsgemeinschaft

 und des ausgegliederten Reichsgeschäfts der
 Hermes Kreditversicherungs-Aktiengesellschaft

 (7601-6-9)

 Die  Verordnung  über  die  Abwicklung  der  Deutschen
 Kriegsversicherungsgemeinschaft  und  des  ausgegliederten
 Reichsgeschäfts  der  Hermes  Kreditversicherungs-Aktien-
 gesellschaft  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  7601-6-9,  veröffentlichten  bereinigten  Fas-
 sung wird aufgehoben.

 Artikel 46

 Aufhebung des Gesetzes zur Abwicklung
 der  unter  Sonderverwaltung  stehenden  Vermögen
 von Kreditinstituten, Versicherungsunternehmen

 und Bausparkassen
 (7601-13)

 Das  Gesetz  zur  Abwicklung  der  unter  Sonderverwaltung
 stehenden  Vermögen  von  Kreditinstituten,  Versicherungs-
 unternehmen  und  Bausparkassen  vom  21.  März  1972
 (BGBl.  I  S.  465),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  78  des  Ge-
 setzes  vom  5.  Oktober  1994  (BGBl.  I  S.  2911),  wird  aufge-
 hoben.

 Artikel 47

 Aufhebung der Westvermögen-
 Zuführungsverordnung

 (7601-13-1)

 Die  Westvermögen-Zuführungsverordnung  vom  23.  Au-
 gust 1974 (BGBl.  I S.  2082) wird aufgehoben.

 Artikel 48

 Aufhebung des Rentenaufbesserungsgesetzes
 (7602-1)

 Das  Rentenaufbesserungsgesetz  in  der  im  Bundesgesetz-
 blatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  7602-1,  veröffentlichten
 bereinigten  Fassung,  zuletzt  geändert  durch  Artikel  3
 Abs.  12  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  2006  (BGBl.  I  S.  1466),
 wird aufgehoben.

 Artikel 49

 Aufhebung des Gesetzes zur Aufbesserung
 von Leistungen aus Renten- und Pensionsversiche-

 rungen sowie aus Kapitalzwangsversicherungen
 (7602-2)

 Das  Gesetz  zur  Aufbesserung  von  Leistungen  aus  Ren-
 ten-  und  Pensionsversicherungen  sowie  aus  Kapitalzwangs-
 versicherungen  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  7602-2,  veröffentlichten  bereinigten  Fassung,
 geändert  durch  Artikel  8  des  Gesetzes  vom  18.  März  1975
 (BGBl.  I S.  705), wird aufgehoben.

 Artikel 50

 Aufhebung des Gesetzes
 zur weiteren Aufbesserung von Leistungen
 aus Renten- und Pensionsversicherungen
 sowie aus Kapitalzwangsversicherungen

 (7602-3)

 Das  Gesetz  zur  weiteren  Aufbesserung  von  Leistungen
 aus  Renten-  und  Pensionsversicherungen  sowie  aus  Kapital-
 zwangsversicherungen  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,
 Gliederungsnummer  7602-3,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung wird aufgehoben.

 Artikel 51

 Aufhebung des Gesetzes über die Liquidation
 der Deutschen Reichsbank und der

 Deutschen Golddiskontbank
 (7620-6)

 Das  Gesetz  über  die  Liquidation  der  Deutschen  Reichs-
 bank  und  der  Deutschen  Golddiskontbank  in  der  im  Bun-
 desgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  7620-6,  veröf-
 fentlichten  bereinigten  Fassung,  zuletzt  geändert  durch  §  12
 Nr.  8  des  Gesetzes  vom  17.  Dezember  1975  (BGBl.  I
 S.  3123), wird aufgehoben.

 Artikel 52

 Aufhebung der Verordnung zur Durchführung
 des Gesetzes über die Liquidation der Deutschen
 Reichsbank und der Deutschen Golddiskontbank

 (7620-6-1)

 Die  Verordnung  zur  Durchführung  des  Gesetzes  über  die
 Liquidation  der  Deutschen  Reichsbank  und  der  Deutschen
 Golddiskontbank  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Glie-
 derungsnummer  7620-6-1,  veröffentlichten  bereinigten  Fas-
 sung, wird aufgehoben.
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Artikel 53

 Aufhebung des Gesetzes betreffend
 die Treuhandverwaltung über das Vermögen

 der Deutschen Reichsbank
 (7620-7)

 Das  Gesetz  betreffend  die  Treuhandverwaltung  über  das
 Vermögen  der  Deutschen  Reichsbank  in  der  im  Bundes-
 gesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  7620-7,  veröf-
 fentlichten  bereinigten  Fassung,  zuletzt  geändert  durch  Arti-
 kel  172  der  Verordnung  vom  31.  Oktober  2006  (BGBl.  I
 S.  2407), wird aufgehoben.

 Artikel 54

 Aufhebung des Gemeindeumschuldungsgesetzes
 (7626-1)

 Das  Gemeindeumschuldungsgesetz  vom  21.  September
 1933 (RGBl. I S.  647; BGBl.  III 7626-1) wird aufgehoben.

 Artikel 55

 Aufhebung der Durchführungsverordnung
 zum Gemeindeumschuldungsgesetz

 vom 21. September 1933
 (7626-1-1)

 Die  Durchführungsverordnung  zum  Gemeindeumschul-
 dungsgesetz  vom  21.  September  1933  (RGBl.  I  S.  650;
 BGBl.  III 7626-1-1) wird aufgehoben.

 Artikel 56

 Aufhebung  der  Verordnung  des  Reichspräsidenten
 über Maßnahmen auf dem Gebiete
 der Rechtspflege und Verwaltung

 (7631-6)

 Die  Verordnung  des  Reichspräsidenten  über  Maßnahmen
 auf  dem  Gebiete  der  Rechtspflege  und  Verwaltung  in  der  im
 Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  7631-6,
 veröffentlichten bereinigten Fassung wird aufgehoben.

 Artikel 57

 Aufhebung der Verordnung über die Änderung
 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen

 für die Haftpflichtversicherung
 (7632-4-1)

 Die  Verordnung  über  die  Änderung  der  Allgemeinen
 Versicherungsbedingungen  für  die  Haftpflichtversicherung
 vom  15.  Januar  1982  (BAnz  Nr.  19  vom  29.  Januar  1982)
 wird aufgehoben.

 Artikel 58

 Aufhebung der Verordnung über die Änderung
 der Versicherungsbedingungen

 in der Rechtsschutzversicherung
 (7632-4-2)

 Die  Verordnung  über  die  Änderung  der  Versicherungsbe-
 dingungen  in  der  Rechtsschutzversicherung  vom  25.  März
 1987 (BAnz S.  3385) wird aufgehoben.

 Artikel 59

 Änderung des Ersten Gesetzes
 zur Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs-

 und Wachstumsprogramms
 (810-1-49)

 Die  Artikel  8  und  9  des  Ersten  Gesetzes  zur  Umsetzung
 des  Spar-,  Konsolidierungs-  und  Wachstumsprogramms
 vom  21.  Dezember  1993  (BGBl.  I  S.  2353,  1994  I  S.  72)
 werden aufgehoben.

 Artikel 60

 Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag
 vom 27. November 1961 zwischen der
 Bundesrepublik Deutschland und der

 Republik Österreich zur Regelung von Schäden
 der Vertriebenen, Umsiedler und Verfolgten,

 über  weitere  finanzielle  Fragen  und  Fragen  aus  dem
 sozialen Bereich (Finanz- und Ausgleichsvertrag)

 (826-2-7)

 Die  Artikel  2  bis  6  und  8  des  Gesetzes  zu  dem  Vertrag
 vom  27.  November  1961  zwischen  der  Bundesrepublik
 Deutschland  und  der  Republik  Österreich  zur  Regelung  von
 Schäden  der  Vertriebenen,  Umsiedler  und  Verfolgten,  über
 weitere  finanzielle  Fragen  und  Fragen  aus  dem  sozialen  Be-
 reich  (Finanz-  und  Ausgleichsvertrag)  in  der  im  Bundes-
 gesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer  826-2-7,  veröf-
 fentlichten  bereinigten  Fassung,  das  durch  das  Gesetz  vom
 3.  Juli  1969  (BGBl.  1969  II  S.  1233)  geändert  worden  ist,
 werden aufgehoben.

 Artikel 61

 Aufhebung des Gesetzes zur Feststellung
 von rechtswidrigen Handlungen mit Wirkung
 auf die Währungsumstellung von Mark der

 Deutschen Demokratischen Republik
 in Deutsche Mark

 (IV-4)

 Das  Gesetz  zur  Feststellung  von  rechtswidrigen  Hand-
 lungen  mit  Wirkung  auf  die  Währungsumstellung  von  Mark
 der  Deutschen  Demokratischen  Republik  in  Deutsche  Mark
 vom  29.  Juni  1990  (GBl.  I  Nr.  38  S.  501),  zuletzt  geändert
 durch  Artikel  4  Abs.  45  des  Gesetzes  vom  22.  September
 2005 (BGBl.  I S.  2809), wird aufgehoben.
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Artikel 62

 Aufhebung partiellen Bundesrechts

 Die  nachfolgenden  Rechtsvorschriften  für  Nordrhein-
 Westfalen,  Niedersachsen,  Schleswig-Holstein  und  Ham-
 burg werden als Bundesrecht aufgehoben:

 1.  die  Verordnung  über  die  Lebens-  und  Rentenversiche-
 rung  aus  Anlass  der  Neuordnung  des  Geldwesens  in  der
 im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliederungsnummer
 7602-6-a, veröffentlichten bereinigten Fassung,

 2.  die  Verordnung  über  die  Schadens-,  Unfall-  und  Kran-
 kenversicherung  aus  Anlass  der  Neuordnung  des  Geld-
 wesens  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  7602-7-1-a,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung,

 3.  die  Zweite  Verordnung  über  die  Schadens-,  Unfall-  und
 Krankenversicherung  aus  Anlass  der  Neuordnung  des
 Geldwesens  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  7602-7-2-a,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung,

 4.  die  Dritte  Verordnung  über  die  Schadens-,  Unfall-  und
 Krankenversicherung  aus  Anlass  der  Neuordnung  des
 Geldwesens  in  der  im  Bundesgesetzblatt  Teil  III,  Gliede-
 rungsnummer  7602-7-3-a,  veröffentlichten  bereinigten
 Fassung.

 Artikel 63

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A.  Allgemeiner Teil

 I.  Anlass

 Der  umfangreiche  und  mittlerweile  kaum  noch  zu  überbli-
 ckende  Normenbestand  der  Bundesrepublik  Deutschland  ist
 immer  wieder  Anlass  zu  öffentlicher  Kritik  und  stellt  eine
 nicht  unerhebliche  Belastung  für  die  Rechtsanwendung  dar.
 Die  Bereinigung  des  Bundesrechts  ist  daher  eines  der  Kern-
 projekte  der  am  26.  Februar  2003  gestarteten  Initiative  Bü-
 rokratieabbau.  Im  Rahmen  dieses  –  unter  der  Federführung
 des  Bundesministeriums  der  Justiz  (BMJ)  laufenden  –  Pro-
 jektes  haben  sich  alle  Ressorts  verpflichtet,  in  ihrem  jeweili-
 gen  Zuständigkeitsbereich  eine  Rechtsbereinigung  durchzu-
 führen.  Dabei  erfolgt  die  Bereinigung  des  Bundesrechts
 schrittweise und ist als fortlaufender Prozess angelegt.

 Die  Europäische  Kommission  hat  eine  Empfehlung  zur
 Echtheitsprüfung  von  Euromünzen  und  zur  Behandlung  von
 nicht  für  den  Umlauf  geeigneten  Euromünzen  gegeben,  die
 insbesondere  zum  Ziel  hat,  mittels  Gebühren  und  Ver-
 packungsstandards  für  die  Einreichung  größerer  Mengen
 von  nicht  mehr  umlauffähigen  Euromünzen  gleiche  Rah-
 menbedingungen  für  die  nationalen  Zentralbanken  in  den
 Ländern der Eurozone zu schaffen.

 II.  Ziel und Notwendigkeit

 a)  Rechtsbereinigung

 Der  Gesetzentwurf  bereinigt  den  im  Zuständigkeitsbereich
 des  Bundesministeriums  der  Finanzen  (BMF)  liegenden
 Normenbestand  um  26  Gesetze  und  24  Verordnungen.  Es
 handelt  sich  dabei  um  Vorschriften,  die  sachlich  oder  zeit-
 lich überholt sind und daher nicht mehr benötigt werden.

 b)  Änderung des Münzgesetzes

 Für  den  Umtausch  von  nicht  für  den  Umlauf  geeigneten
 Euromünzen  und  deutschen  Eurogedenkmünzen  soll  die
 Deutsche  Bundesbank  Gebühren  erheben  können.  Damit
 wird  an  die  Empfehlung  (2005/504/EG)  der  Kommission
 vom  27.  Mai  2005  zur  Echtheitsprüfung  von  Euromünzen
 und  zur  Behandlung  von  nicht  für  den  Umlauf  geeigneten
 Euromünzen  (ABl.  EU  Nr.  L  184  S.  60)  angeknüpft,  die
 gleiche  Bedingungen  für  den  Umtausch  von  nicht  für  den
 Umlauf  geeigneten  echten  Münzen  in  den  Ländern  der
 Eurozone zum Ziel hat.

 III.  Alternativen

 Die  selbstverantwortliche  schrittweise  Rechtsbereinigung
 durch  alle  Ressorts  in  ihrem  jeweiligen  Zuständigkeitsbe-
 reich  ist  in  bewusster  Abkehr  von  früheren  Vorgehensweisen
 (Bereinigung  des  Normenbestandes  im  Rahmen  eines  ressort-
 übergreifenden  Rechtsbereinigungsgesetzes,  siehe  schon
 Drittes  Rechtsbereinigungsgesetz  vom  28.  Juni  1990  –  BGBl.  I
 S.  1221)  gewählt  worden,  auch  um  auf  diese  Weise  möglichst
 schnell  zu  Bereinigungserfolgen  zu  gelangen.  Eine  nur  an-
 lassbezogene  Rechtsbereinigung  im  Rahmen  ohnehin  anste-
 hender  Novellierungen  der  Fachgesetze  schließlich  vermag

 weder  einen  umfassenden  noch  einen  zügigen  Rechtsberei-
 nigungserfolg zu erzielen.

 Im Übrigen keine.

 IV.  Gegenstand der Rechtsbereinigung

 Die  Rechtsbereinigung  im  Rahmen  des  vorliegenden  Ge-
 setzentwurfs  erstreckt  sich  im  Wesentlichen  auf  obsolet  ge-
 wordene Regelungen im

 –  Haushaltsrecht,

 –  Verbrauchsteuerrecht,

 –  Zollrecht sowie

 –  im Kriegsfolgenrecht.

 Insbesondere  die  im  Zusammenhang  mit  der  Bewältigung
 des  Zweiten  Weltkriegs  und  seiner  Folgen  in  der  Nachkriegs-
 zeit  und  zum  Teil  bis  in  die  90er  Jahre  hinein  erlassenen  Ge-
 setze  und  Verordnungen  zum  Kriegsfolgenrecht  sind  heute
 über  60  Jahre  nach  Kriegsende  in  Teilen  überholt  und  können
 –  soweit  noch  nicht  geschehen  –  insoweit  aufgehoben  wer-
 den.  Bereits  in  der  Vergangenheit  hat  der  Gesetzgeber  Rege-
 lungen  des  Kriegsfolgenrechts,  aber  auch  des  Besatzungs-
 rechts  um  nicht  mehr  benötigte  Vorschriften  bereinigt.  So
 wurden  beispielsweise  das  Erste  und  Zweite  Gesetz  zur  Neu-
 ordnung  des  Geldwesens  (Währungsgesetz,  Emissionsge-
 setz)  bereits  1957  bzw.  1999  aufgehoben.  In  diesem  Zusam-
 menhang  ist  auch  die  Gesetzesreform  durch  das  Kriegsfol-
 genbereinigungsgesetz  vom  21.  Dezember  1992  (BGBl.  I
 S.  2094),  das  im  Zuge  der  Deutschen  Einheit  erlassen  wurde
 und  einen  wichtigen  Schritt  in  Richtung  auf  einen  Abschluss
 der  Kriegsfolgengesetzgebung  bildete,  zu  nennen.  Für  den
 Bereich  des  Lastenausgleichs,  einem  wichtigen  Bereich  der
 Kriegsfolgengesetzgebung,  ist  mit  dem  34.  Änderungsgesetz
 zum  Lastenausgleichsgesetz  vom  21.  Juli  2004  (BGBl.  I
 S.  1742),  das  in  seinen  wesentlichen  Teilen  am  1.  Januar  2005
 in  Kraft  getreten  ist,  eine  weitere  Maßnahme  auf  diesem  Weg
 mit  der  Auflösung  des  Sondervermögens  „Ausgleichsfonds“
 unternommen  worden.  Im  Anschluss  daran  ist  mit  dem  Ge-
 setz  zur  Änderung  und  Bereinigung  des  Lastenausgleichs-
 rechts  vom  21.  Juni  2006  (BGBl.  I  S.  1323),  das  am  1.  Juli
 2006  in  Kraft  getreten  ist,  eine  umfassende  Rechtsbereini-
 gung  vorgenommen  worden,  die  auch  den  Lastenausgleich
 prägende  Vorschriften,  wie  das  Reparationsschädengesetz,
 erfasst  hat.  Insgesamt  sind  im  Zuge  dieses  Gesetzes  über  100
 Verordnungen und Gesetze aufgehoben worden.

 An  diese  bereits  durchgeführten  Vorhaben  schließt  sich  die-
 ser Schritt zur beabsichtigten Rechtsbereinigung an.

 Grundlage  für  die  mit  dem  vorliegenden  Gesetz  sich  fortset-
 zende  Rechtsbereinigung  im  Kriegsfolgenrecht  ist  der  unter
 Federführung  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  dem
 Rechnungsprüfungsausschuss  des  Haushaltsauschusses  des
 Deutschen  Bundestages  Ende  2003  vorgelegte  Bericht  „Be-
 standsaufnahme  und  Bereinigung  des  Kriegsfolgenrechts“,
 mit  dem  über  40  Kriegsfolgengesetze  und  zahlreiche  dazu
 ergangene  Verordnungen  auf  ihren  aktuellen  Regelungsge-
 halt  und  ihre  Erforderlichkeit  hin  überprüft  worden  sind.
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Auf  der  Basis  der  dort  getroffenen  Analyse  werden  mit  die-
 sem  Gesetz  weitere  Vorschriften  aufgehoben,  die  nicht  mehr
 benötigt  werden.  Dazu  gehören  insbesondere  Regelungen
 aus  dem  Bereich  des  Währungs-  und  Wertpapierwesens  so-
 wie  Normen,  die  die  frühere  Reichsbank  und  Golddiskont-
 bank  betreffen.  Entsprechendes  gilt  für  die  Gesetze  zur  Ab-
 wicklung  der  unter  Sonderverwaltung  stehenden  Vermögen
 von  Kreditinstituten  in  den  früheren  deutschen  Ostgebieten,
 die  mit  ihrem  Westvermögen  inzwischen  vollständig  abge-
 wickelt  worden  sind.  Weiterhin  können  zahlreiche  Bestim-
 mungen  aus  Gesetzen,  die  innerstaatliche  Ausführungsrege-
 lungen  zu  zwischenstaatlichen  Verträgen  über  Fragen  des
 Kriegsfolgenrechts  und  des  deutschen  Auslandsvermögens
 beinhalten,  aufgehoben  werden,  weil  die  Verfahren  seit  lan-
 gem abgeschlossen sind.

 Der  anhaltende  Rückgang  von  Aufgaben  im  Bereich  des
 Kriegsfolgenrechts  wird  auch  in  Zukunft  eine  Überprüfung
 der  noch  vorhandenen  Regelungen  auf  ihre  Daseinsberech-
 tigung hin erforderlich machen.

 V.  Gesetzgebungskompetenz

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  zur  Außerkraft-
 setzung  bundesgesetzlicher  Vorschriften  leitet  sich  jeweils
 aus  dem  Kompetenztitel  her,  der  für  den  Erlass  der  Norm
 maßgeblich  gewesen  ist.  Da  Bundesrecht  beseitigt  werden
 soll,  besteht  die  Notwendigkeit  eines  Tätigwerdens  des
 Bundesgesetzgebers.  Eine  Kompetenz  zur  Aufhebung  von
 Landesrecht wird weder beansprucht noch ausgeübt.

 Die  Gesetzgebungskompetenz  für  die  Aufhebung  der  Vor-
 schriften  des  Kriegsfolgenrechts  ergibt  sich  aus  Artikel  74
 Abs.  1 Nr.  9 des Grundgesetzes (GG).

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  für  die  Änderung
 des  Münzgesetzes  ergibt  sich  aus  Artikel  73  Abs.  1  Nr.  4
 GG.

 VI.  Folgen und Umfang der Rechtsbereinigung

 Sowohl  die  Aufhebung  von  Gesetzen  und  Verordnungen  als
 auch  die  Erklärung  von  Maßgaben  für  nicht  mehr  anwend-
 bar  und  die  Beseitigung  von  Regelungsresten  wird  erst  mit
 dem  Inkrafttreten  des  Rechtsbereinigungsgesetzes  wirksam,
 also mit Wirkung für die Zukunft („ex nunc“).

 Der  vorliegende  Gesetzentwurf  ist  der  zweite  Schritt  nach
 der  Kriegsfolgenrechtsbereinigung  in  einem  auf  Dauer  an-
 gelegten  Prozess  der  Bereinigung  des  Bundesrechts.  Er  be-
 zieht  sich  ausschließlich  auf  Vorschriften,  die  der  federfüh-
 renden  Zuständigkeit  des  Bundesministeriums  der  Finanzen
 zuzuordnen sind.

 VII.  Änderung des Münzgesetzes

 Mit  der  Änderung  des  Münzgesetzes  wird  die  für  die  Um-
 setzung  der  Empfehlung  der  Europäischen  Kommission  zur
 Echtheitsprüfung  von  Euromünzen  und  zur  Behandlung  von
 nicht  für  den  Umlauf  geeigneten  Euromünzen  erforderliche
 Rechtsermächtigung  für  eine  Gebühren-  und  Verpackungs-
 verordnung geschaffen.

 VIII.  Finanzielle Auswirkungen

 a)

 Da  mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  grundsätzlich  we-
 der  neues  Recht  geschaffen  noch  Recht  wesentlich  geändert
 wird,  sondern  vorrangig  Vorschriften  beseitigt  werden,  sind
 finanzielle  Auswirkungen  auf  die  öffentlichen  Haushalte
 ebenso  wenig  zu  erwarten  wie  Kosten  für  die  Wirtschaft
 oder  Auswirkungen  des  Gesetzes  auf  Einzelpreise  oder  das
 Preisniveau  sowie  Auswirkungen  auf  Verbraucherinnen  und
 Verbraucher.

 b)

 Auf  der  Basis  der  bisherigen  Einreichungsvolumina  und  des
 Anteils  der  besonders  zu  bearbeitenden  Gebinde  werden
 nach  Erlass  einer  Gebührenverordnung  die  Gebührenein-
 nahmen  der  Deutschen  Bundesbank  voraussichtlich  rund
 200  000  Euro  pro  Jahr  betragen.  Insofern  ergibt  sich  für
 Wirtschaftsunternehmen  geringer  Mehraufwand,  soweit  sie
 die  Dienste  der  Deutschen  Bundesbank  für  den  Umtausch
 größerer  Mengen  von  nicht  mehr  für  den  Umlauf  geeigneten
 Münzen in Anspruch nehmen.

 IX.  Bürokratiekosten

 a)

 Durch  dieses  Gesetz  werden  keine  neuen  Informations-
 pflichten  begründet.  Soweit  im  Einzelfall  Informations-
 pflichten  abgeschafft  werden,  hat  dies  keine  Auswirkungen
 auf  die  Bürokratiekosten,  denn  es  handelt  sich  dann  um  die
 Aufhebung  von  obsolet  gewordenen  Vorschriften,  deren
 Abschaffung  keine  Reduzierung  von  Bürokratiekosten  be-
 wirkt.

 b)

 Durch  die  Änderung  des  Münzgesetzes  werden  Informa-
 tionspflichten  weder  abgeschafft,  begründet  oder  geändert.
 Durch  diese  Änderung  wird  das  Bundesministerium  der
 Finanzen  ermächtigt,  Anforderungen  an  die  Kennzeichnung
 der  Verpackung  von  Münzen,  die  bei  der  Deutschen  Bun-
 desbank  zum  Umtausch  eingereicht  werden,  durch  Rechts-
 verordnung  zu  bestimmen  (siehe  §  9a  Abs.  2).  Die  Kenn-
 zeichnung  der  Verpackung  von  Münzen  ist  zwar  als  eine
 Informationspflicht  anzusehen,  doch  der  Inhalt  der  Pflicht
 wird  erst  durch  die  Verordnung  konkretisiert.  Ohne  Verord-
 nung  entsteht  noch  keine  neue  Informationspflicht,  so  dass
 durch  das  Gesetz  selbst  keine  neue  Informationspflicht  ein-
 geführt wird.

 X.  Gleichstellungsspezifische Auswirkungen

 Gleichstellungsspezifische  Auswirkungen  sind  nicht  zu  er-
 warten.

 B.  Besonderer Teil

 Zu Artikel 1

 Das  Gesetz  zur  Behandlung  von  Gebührenbescheiden  der
 Behörden  der  Deutschen  Demokratischen  Republik  für  die
 Genehmigung  der  Verbringung  von  Kraftfahrzeugen  und
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anderen  Waren  im  grenzüberschreitenden  Reiseverkehr  ist
 abgewickelt.

 Zu Artikel 2

 Das  Wohnungsbauförderungsgesetz  begründete  in  den  §§  2
 und  7  Verpflichtungen  des  Bundes,  den  Ausgleichsfonds
 nach  §  5  LAG  (Lastenausgleichgesetz)  a.  F.  im  Rechnungs-
 jahr  1953  mit  Finanzmitteln  zur  Förderung  des  Wohnungs-
 baus  für  Umsiedler  in  den  Aufnahmeländern  und  für  Sow-
 jetzonenflüchtlinge  in  Berlin  auszustatten.  Des  Weiteren
 wurden Rückzahlungsregelungen getroffen.

 Das  200-Mio.-DM-Darlehen  des  Bundes  an  den  Aus-
 gleichsfonds  nach  §  2  Abs.  1  ist  nach  §  2  Abs.  2  im  Jahr
 1976  zurückgezahlt  worden.  §  7  Abs.  2  i.  d.  F.  vom  30.  Juli
 1953  (BGBl.  I  S.  712),  der  die  Rückzahlung  des  gemäß  §  7
 Abs.  1  gewährten  35-Mio.-DM-Darlehens  regelte,  ist  be-
 reits  durch  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Wohnungsbauför-
 derungsgesetzes  vom  27.  Juli  1957  (BGBl.  I  S.  1075)  auf-
 gehoben  worden.  Im  Übrigen  ist  durch  das  Vierunddrei-
 ßigste  Gesetz  zur  Änderung  des  Lastenausgleichsgesetzes
 vom  21.  Juli  2004  (BGBl.  I  S.  1742)  das  Sondervermögen
 „Ausgleichsfonds“  zum  1.  Januar  2005  aufgelöst  worden.
 Die  Rechte  und  Pflichten  des  bisherigen  Sondervermögens
 sind  zu  diesem  Zeitpunkt  gemäß  §  5  LAG  n.  F.  auf  den
 Bund übergegangen.

 Auch  für  die  Regelungen  in  den  §§  6  und  11  über  Rückzah-
 lung,  Einsatz  und  Verwendung  der  vom  Ausgleichsfonds
 den  Ländern  zur  Verfügung  gestellten  Darlehensbeträge  gibt
 es  keinen  Anwendungsbereich  mehr.  Aufgrund  der  Rege-
 lung  des  §  348  Abs.  4  und  2  LAG  hatte  die  Rückzahlung
 seitens  der  Länder  bis  1982  zu  erfolgen.  Im  Einnahmen-
 und  Ausgabennachweis  des  Ausgleichsfonds  aus  den  Haus-
 haltsjahren  2004  und  2005  waren  Darlehensrückzahlungen
 der Länder nicht mehr ausgewiesen.

 §  12 enthält eine Berlin-Klausel.

 Da  die  Normen  obsolet  sind,  kann  das  Gesetz  aufgehoben
 werden.

 Zu Artikel 3

 Der Anwendungsbereich der Verordnung ist entfallen.

 Zu Artikel 4

 Der Anwendungsbereich der Verordnung ist entfallen.

 Zu Artikel 5

 Aufgrund  der  Neuregelung  der  Umlegung  der  Kosten  in  den
 §§  14  bis  16  FinDAG  (Finanzdienstleistungsaufsichtsge-
 setz),  auf  deren  Grundlage  die  FinDAGKostV  (Verordnung
 über  die  Erhebung  von  Gebühren  und  die  Umlegung  von
 Kosten  nach  dem  FinDAG)  erlassen  wurde,  erfolgt  die  Um-
 legung  der  Kosten  und  Gebühren  nunmehr  ausschließlich
 aufgrund der FinDAGKostV.

 Zu den Artikeln 6 bis 9

 Mit  den  Wertpapierbereinigungsgesetzen  wurde  das  ge-
 samte  (west-)deutsche  Wertpapierwesen,  das  aufgrund  der
 Kriegs-  und  Nachkriegswirren  in  Unordnung  geraten  war,
 neu  geregelt.  Die  meisten  RM-Wertpapiere,  deren  Emitten-

 ten  ihren  Sitz  in  Westdeutschland  einschließlich  Berlin
 (West)  hatten  oder  nach  dort  verlagert  hatten,  wurden  für
 kraftlos  erklärt.  Die  Berechtigten  mussten  ihr  Eigentum
 zum  Stichtag  1.  Januar  1945  und  für  die  Zeit  danach  anhand
 von  Urkunden  nachweisen  oder  zumindest  glaubhaft  ma-
 chen.  Bei  Nachweis  erhielten  sie  DM-Papiere  und/oder  den
 entsprechenden DM-Betrag.

 Anträge  konnten  bis  zum  31.  Dezember  1964  gestellt  wer-
 den.  Da  die  Wertpapierbereinigung  inzwischen  vollständig
 abgeschlossen ist, können die Gesetze aufgehoben werden.

 Zu Artikel 10

 Da  es  dem  Deutschen  Reich  an  Devisen  mangelte,  erhielten
 ausländische  Gläubiger  zur  Begleichung  von  Schulden  an-
 stelle  von  Devisen  Wertpapiere  und  Schuldscheine  der  Kon-
 versionskasse  für  deutsche  Auslandsschulden  (Koka),  die
 u.  a.  auch  auf  Reichsmark  (RM)  lauteten.  Das  vorstehende
 Gesetz  regelte  die  Bereinigung  solcher  RM-Papiere  der
 Koka,  die  sich  überwiegend  in  ausländischem  Besitz  befan-
 den.

 Die  Anmeldefristen  sind  seit  langem  abgelaufen.  Da  auch
 die  RM-Wertpapierbereinigung  abgeschlossen  ist  und  ent-
 sprechende  Schulden  der  Koka  abgewickelt  wurden,  kann
 das Gesetz aufgehoben werden.

 Zu Artikel 11

 Das  Gesetz  enthält  nicht  mehr  erforderliche  Vorschriften,
 die im Saarland angewandt wurden.

 Zu Artikel 12

 Die  Verordnung  enthält  nicht  mehr  erforderliche  Vorschrif-
 ten, die im Saarland angewandt wurden.

 Zu Artikel 13

 Die  Verordnung  enthält  nicht  mehr  erforderliche  Vorschrif-
 ten, die im Saarland angewandt wurden.

 Zu Artikel 14

 Die  Verordnung  enthält  nicht  mehr  erforderliche  Vorschrif-
 ten, die im Saarland angewandt wurden.

 Zu Artikel 15

 Die  Verordnung  ist  wegen  zeitlicher  Überholung  als  Ganzes
 aufhebbar.

 Zu Artikel 16

 Die  Verordnung  zur  Festsetzung  der  Erhöhungszahl  für  die
 Gewerbesteuerumlage  nach  §  6  Abs.  5  des  Gemeinde-
 finanzreformgesetzes  regelt  jährlich  durch  Erhöhung  des
 Landesvervielfältigers  der  Gewerbesteuerumlage  die  ge-
 setzlich  vorgesehene  Beteiligung  der  Gemeinden  an  den
 Länderbelastungen  für  den  Fonds  „Deutsche  Einheit“.  Die
 Erhöhungszahl  wird  jährlich  neu  festgelegt.  Sie  kann  aufge-
 hoben werden.

 Zu Artikel 17

 Die  Verordnung  zur  Festsetzung  der  Erhöhungszahl  für  die
 Gewerbesteuerumlage  nach  §  6  Abs.  5  des  Gemeindefi-
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nanzreformgesetzes  regelt  jährlich  durch  Erhöhung  des
 Landesvervielfältigers  der  Gewerbesteuerumlage  die  ge-
 setzlich  vorgesehene  Beteiligung  der  Gemeinden  an  den
 Länderbelastungen  für  den  Fonds  „Deutsche  Einheit“.  Die
 Erhöhungszahl  wird  jährlich  neu  festgelegt.  Sie  kann  aufge-
 hoben werden.

 Zu Artikel 18

 Die  Verordnung  kann  wegen  Zeitablaufs  aufgehoben  wer-
 den.

 Der  Anwendungszeitraum  erstreckte  sich  auf  die  dritte
 Stufe  der  Tabaksteuererhöhung  zum  1.  September  2005
 durch  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Tabaksteuergesetzes
 und  anderer  Verbrauchsteuergesetze  vom  23.  Dezember
 2003 (BGBl.  I S.  2924).

 Zu Artikel 19

 Das  Gesetz  kann  wegen  Zeitablaufs  aufgehoben  werden.
 Mit  dieser  Vorschrift  wurde  die  Aussetzung  der  Brenn-
 rechtsveranlagung  im  Betriebsjahr  1992/1993  (1.  Oktober
 1992 bis 30. September 1993) geregelt.

 Zu Artikel 20

 Die  Verordnung  kann  wegen  Zeitablaufs  aufgehoben  wer-
 den.  Mit  dieser  Vorschrift  wurde  die  Vergabe  von  Brenn-
 rechten  an  Brennereien  nach  der  Wiedervereinigung  gere-
 gelt.  Entsprechende  Anträge  konnten  von  den  Brennereien
 bis zum 1. Juli 1991 eingereicht werden.

 Zu Artikel 21

 Das  Gesetz  zur  Einbeziehung  von  Teilen  des  Freihafens
 Hamburg  in  das  Zollgebiet  ist  mit  Inkrafttreten  des  Zoll-
 kodex  (Verordnung  (EG)  Nr.  2913/93)  zum  1.  Januar  1994
 gegenstandslos  geworden.  Während  vorher  nach  §  2  Abs.  1
 und  3  des  Zollgesetzes  Freihäfen  nicht  zum  deutschen  Zoll-
 gebiet  gehörten,  sind  diese  als  Freizonen  nach  Artikel  166
 des Zollkodex Teile des Zollgebietes der EG geworden.

 Zu den Artikeln 22 und 23

 Die  im  Verplombungsgesetz  und  der  dazu  gehörenden  Ver-
 ordnung  geregelten  Verfahren  sind  mit  der  Wiedervereini-
 gung  Deutschlands  hinfällig  geworden  und  können  deshalb
 aufgehoben werden.

 Zu Artikel 24

 Das  Gesetz  vom  19.  März  1982  zu  den  Abkommen  zwischen
 der  Bundesrepublik  Deutschland  und  Honduras  vom  14.  De-
 zember  1978  sowie  der  Bundesrepublik  Deutschland  und
 Ägypten  vom  28.  April  1980  regelt  in  Artikel  3  im  Einzelnen
 das  Verfahren  zur  Verteilung  der  von  Honduras  und  Ägypten
 geleisteten  Entschädigungsbeträge.  Die  Entschädigungszah-
 lungen  wurden  als  Ausgleich  für  gegen  deutsches  Vermögen
 gerichtete  Maßnahmen  –  wie  Beschlagnahme,  Zwangsver-
 waltung  bzw.  Verstaatlichung  –  geleistet.  Artikel  2  bezeich-
 net  die  in  den  Anwendungsbereich  des  Gesetzes  einbezoge-
 nen Vorschriften. Artikel 4 enthält eine Berlin-Klausel.

 Da  Anträge  von  Berechtigten  bis  zum  1.  Oktober  1982  zu
 stellen  waren  und  die  Verfahren  nach  Mitteilung  der  Lasten-
 ausgleichsverwaltung  heute  abgeschlossen  sind,  können  die

 Artikel  2  bis  4  aufgehoben  werden.  Die  Aufhebung  dieser
 Artikel  lassen  das  Abkommen  sowie  die  durch  Abkommen
 und Gesetz bewirkten Rechtsfolgen unberührt.

 Zu Artikel 25

 Das  Gesetz  regelt  im  Wesentlichen,  unter  welchen  Voraus-
 setzungen  der  Bund  Entschädigung  für  Besatzungsschäden
 leistet.  Unter  Besatzungsschäden  werden  Schäden  verstan-
 den,  die  in  der  Zeit  vom  1.  August  1945  bis  5.  Mai  1955  vor
 allem  durch  Besatzungsbehörden  oder  Besatzungsstreit-
 kräfte verursacht worden sind.

 Die  Antragsfrist  ist  seit  langem  abgelaufen.  Ausnahmsweise
 können  freiwillige  Zuwendungen  des  Bundes  nach  der  Här-
 tefallregelung  des  §  40  des  Gesetzes  gewährt  werden,  deren
 Anwendung nicht fristgebunden ist.

 Das  Besatzungsschädenabgeltungsgesetz  wird  als  Rechts-
 grundlage  für  Entschädigungsleistungen  nicht  mehr  benö-
 tigt.

 Auch  eine  besondere  Vorschrift  für  die  Gewährung  von
 Leistungen  in  besonderen  Härtefällen  durch  das  Bundes-
 ministerium der Finanzen (§  40) ist heute entbehrlich.

 Zurzeit  werden  nur  noch  in  wenigen  100  Fällen  Leistungen
 nach  dem  Gesetz  –  fast  ausschließlich  in  Form  von  Renten-
 zahlungen  –  gewährt.  Diese  Leistungen  werden  von  der
 Ex-nunc-Aufhebung  des  Gesetzes  nicht  beeinflusst,  da
 bereits  abgeschlossene  Rechtsfolgen  sowie  Einzelakte,  die
 aufgrund  des  Gesetzes  bewirkt  worden  sind,  von  der  Auf-
 hebung unberührt bleiben.

 Im  Übrigen  sind  aufgrund  der  Härtefallbestimmung  des
 §  40  zuletzt  nur  noch  sehr  wenige  Anträge  (ein  bis  zwei  pro
 Jahr)  gestellt  worden,  die  abzulehnen  waren,  weil  der  durch
 Verwaltungspraxis  und  Rechtsprechung  ausgeformte  Tatbe-
 stand  einer  „besonderen  Härte“  nicht  gegeben  war.  Ledig-
 lich  Hinterbliebenen,  die  nach  dem  Ableben  eines  Leis-
 tungsempfängers  schuldlos  ohne  eigene  Versorgung  geblie-
 ben sind, hat der Bund zuletzt Härtefallleistungen gewährt.

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  beabsichtigt,  im  Inte-
 resse  der  Gleichbehandlung  dieser  Gruppe  von  Antragstel-
 lern  im  Rahmen  der  Selbstbindung  an  der  bisherigen  Ver-
 waltungspraxis  festzuhalten  und  die  wenigen  noch  denkba-
 ren  Fälle  weiterhin  in  diesem  Sinne  zu  behandeln.  Insofern
 wird  das  Gesetz  auch  für  die  Härtefallgewährung  nicht  mehr
 benötigt, so dass es aufgehoben werden kann.

 Zu Artikel 26

 Seit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  über  die  Grundsätze  des
 Haushaltsrechts  des  Bundes  und  der  Länder  (Haushalts-
 grundsätzegesetz  –  HGrG)  vom  19.  Oktober  1969  (BGBl.  I
 S.  1273)  zum  1.  Januar  1970  ist  das  Rechnungsjahr  (Haus-
 haltsjahr)  grundsätzlich  das  Kalenderjahr  (§  4  HGrG).  Für
 den  Bund  wurde  diese  Regelung  in  die  Bundeshaushaltsord-
 nung  (BHO)  übernommen  (vgl.  §  4  BHO).  Die  Regelungen
 im  Gesetz  zur  Anpassung  des  Rechnungsjahres  an  das
 Kalenderjahr sind somit überholt.

 Zu Artikel 27

 Artikel  6  „Aussetzung  von  Zahlungsverpflichtungen  des
 Bundes  aus  §  205d  der  Reichsversicherungsordnung“:  Die
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Regelung  ist  über  ihren  zeitlich  begrenzten  Anwendungsbe-
 reich nicht mehr aufrechterhaltungsbedürftig.

 Artikel  7  „Ausbildungszulage  nach  dem  Bundeskindergeld-
 gesetz“:  Die  Regelung  ist  über  ihren  zeitlich  begrenzten  An-
 wendungsbereich  der  Jahre  1966  und  1967  nicht  mehr  auf-
 rechterhaltungsbedürftig.

 Artikel  8  „Bundeszuschüsse  nach  §  1389  der  Reichsversi-
 cherungsordnung  und  §  116  des  Angestelltenversicherungs-
 gesetzes“:  Die  Regelung  ist  über  ihren  zeitlich  begrenzten
 Anwendungsbereich  nicht  mehr  aufrechterhaltungsbedürf-
 tig.  Die  in  Artikel  8  enthaltenen  Ermächtigungen  in  Bezug
 auf  Schuldbuchforderungen  für  das  Rechnungsjahr  1966  ha-
 ben für die Zukunft keine Bedeutung mehr.

 Artikel  18  Nr.  4  „Gesetz  über  das  Zivilschutzkorps“:  Die
 Regelung  ist  über  ihren  zeitlich  begrenzten  Anwendungs-
 bereich hinaus nicht mehr aufrechterhaltungsbedürftig.

 Artikel  19  „Bundesentschädigungsgesetz“:  Der  Anwen-
 dungsbereich der Regelung ist entfallen.

 Artikel  23  „Berlin-Klausel“:  Positive  Berlin-Klauseln  haben
 seit  dem  3.  Oktober  1990  keinen  materiellen  Regelungsge-
 genstand  mehr,  nachdem  die  Alliierten  durch  Erklärung
 vom  1.  Oktober  1990  ihre  Rechte  in  Bezug  auf  Berlin  zum
 3.  Oktober  1990  suspendiert  haben  und  das  Sechste  Überlei-
 tungsgesetz  vom  15.  September  1990  (BGBl.  I  S.  2106)  am
 3. Oktober 1990 in Kraft getreten ist.

 Zu Artikel 28

 Artikel  5  „Zahlungsverpflichtungen  des  Bundes  aus  §  205d
 der  Reichsversicherungsordnung“:  Die  Vorschrift  ist  über
 ihren  zeitlich  begrenzten  Anwendungsbereich  nicht  mehr
 aufrechterhaltungsbedürftig und kann aufgehoben werden.

 Artikel  17  „Berlin-Klausel“:  Positive  Berlin-Klauseln  haben
 seit  dem  3.  Oktober  1990  keinen  materiellen  Regelungsge-
 genstand  mehr,  nachdem  die  Alliierten  durch  Erklärung
 vom  1.  Oktober  1990  ihre  Rechte  in  Bezug  auf  Berlin  zum
 3.  Oktober  1990  suspendiert  haben  und  das  Sechste  Über-
 leitungsgesetz  vom  15.  September  1990  (BGBl.  I  S.  2106)
 am 3. Oktober 1990 in Kraft getreten ist.

 Zu Artikel 29

 Artikel  1  §  2  „Arbeitsförderungsgesetz“:  Die  Regelungen
 des  AFG,  auf  die  Bezug  genommen  wird,  sind  mit  dem
 Inkrafttreten  des  Dritten  Buches  Sozialgesetzbuch  (SGB  III)
 außer Kraft getreten.

 Artikel  2  §  2  „Bundesversorgungsgesetz“:  Mit  der  Bekannt-
 machung  der  Neufassung  des  Bundesversorgungsgesetzes
 vom  22.  Juni  1976  (BGBl.  I  S.  1633)  hat  die  Regelung  ihre
 Bedeutung verloren.

 Artikel  4  „Berlin-Klausel“:  Positive  Berlin-Klauseln  haben
 seit  dem  3.  Oktober  1990  keinen  materiellen  Regelungsge-
 genstand  mehr,  nachdem  die  Alliierten  durch  Erklärung
 vom  1.  Oktober  1990  ihre  Rechte  in  Bezug  auf  Berlin  zum
 3.  Oktober  1990  suspendiert  haben  und  das  Sechste  Überlei-
 tungsgesetz  vom  15.  September  1990  (BGBl.  I  S.  2106)  am
 3. Oktober 1990 in Kraft getreten ist.

 Zu Artikel 30

 Die  Regelung  ist  über  ihren  zeitlich  begrenzten  Anwen-
 dungsbereich nicht mehr aufrechterhaltungsbedürftig.

 Zu Artikel 31

 Artikel  25  Abs.  5:  Die  Berlin-Klausel  hat  keinen  materiellen
 Regelungsgegenstand mehr.

 Artikel  38  „Berlin-Klausel“:  Positive  Berlin-Klauseln  haben
 seit  dem  3.  Oktober  1990  keinen  materiellen  Regelungsge-
 genstand  mehr,  nachdem  die  Alliierten  durch  Erklärung
 vom  1.  Oktober  1990  ihre  Rechte  in  Bezug  auf  Berlin  zum
 3.  Oktober  1990  suspendiert  haben  und  das  Sechste  Überlei-
 tungsgesetz  vom  15.  September  1990  (BGBl.  I  S.  2106)  am
 3. Oktober 1990 in Kraft getreten ist.

 Zu Artikel 32

 Den  Inhalt  des  Gesetzes  bildet  die  Alters-  und  Hinterblie-
 benenversorgung  der  ehemaligen  Dienstangehörigen  der
 Reichsärztekammer.  Das  Gesetz  ist  fast  vollständig  abgewi-
 ckelt.

 Aufgrund  des  Gesetzes  wird  zurzeit  noch  eine  Rentenzah-
 lung  vorgenommen.  Das  Gesetz  kann  trotzdem  aufgehoben
 werden,  da  abgeschlossene  Rechtsfolgen  davon  unberührt
 bleiben.  Dies  gilt  auch  für  Einzelakte,  die  aufgrund  einer
 Rechtsvorschrift  bewirkt  worden  sind.  Insbesondere  gesetz-
 lich  begründete  Ansprüche,  deren  tatbestandliche  Voraus-
 setzungen  bereits  erfüllt  sind,  geraten  nicht  dadurch  in  Weg-
 fall,  dass  die  entsprechende  Rechtsvorschrift  mit  Wirkung
 ex nunc aufgehoben wird.

 Zu Artikel 33

 Zu Nummer 1 (§  3 des Münzgesetzes)

 Zu Buchstabe a (Absatz  1)

 Die  Erhöhung  der  Wertgrenze  ist  notwendig  geworden,  da
 die  Ausgabe  einer  deutschen  Eurogedenkmünze  im  Nenn-
 wert  von  200  Euro  (BGBl.  2002  I  S.  1339)  als  gesetzliches
 Zahlungsmittel erfolgt ist.

 Zu Buchstabe b (Absatz  2)

 Nach  Artikel  106  Abs.  2  Satz  1  des  EG-Vertrags  haben  die
 Mitgliedstaaten  das  Recht  zur  Ausgabe  von  Münzen.  Die
 von  den  teilnehmenden  Mitgliedstaaten  in  Verkehr  gebrach-
 ten  Euro-  und  Centmünzen  sind  gesetzliche  Zahlungsmittel
 in  Deutschland  und  in  den  übrigen  Ländern  der  Eurozone.
 Die  Deutsche  Bundesbank  bringt  nach  §  7  Abs.  1  Satz  1  des
 Münzgesetzes  die  deutschen  Euromünzen  und  deutschen
 Eurogedenkmünzen  in  den  Verkehr.  Die  Verpflichtung  der
 Deutschen  Bundesbank,  Euromünzen  und  deutsche  Euroge-
 denkmünzen  unbegrenzt  in  Zahlung  zu  nehmen,  ergibt  sich
 aus  Artikel  11  der  Verordnung  (EG)  Nr.  974/98  des  Rates
 vom  3.  Mai  1998  über  die  Einführung  des  Euro  (ABl.  EG
 Nr.  L  139  S.  1),  der  durch  Artikel  1  Nr.  6  der  Verordnung
 (EG)  Nr.  2169/2005  vom  21.  Dezember  2005  (ABl.  EU  Nr.
 L  346  S.  1)  neu  gefasst  worden  ist.  Die  Bundeskassen  wur-
 den  seinerzeit  im  Rahmen  des  Dritten  Euro-Einführungsge-
 setzes  in  §  3  Abs.  2  als  zusätzliche  Person  im  Sinne  des  Ar-
 tikels  11  der  Verordnung  (EG)  Nr.  974/98  benannt.  Diese
 Verpflichtung  der  Bundeskassen  soll  künftig  entfallen.  Nach
 Abschluss  der  Neuorganisation  des  Kassenwesens  des  Bun-
 des  gibt  es  im  gesamten  Bundesgebiet  nur  noch  vier  Bun-
 deskassen.  Zahlungen  erfolgen  grundsätzlich  bargeldlos  und
 eine  Vorhaltung  entsprechender  technischer  Einrichtungen
 für  Bareinzahlungen  in  den  Bundeskassen  wäre  unwirt-
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schaftlich.  Sollten  tatsächlich  solche  Bargeldtransaktionen
 notwendig  sein,  kann  der  Schuldner  diese  Einzahlungen  zu
 Gunsten  des  Bundes  auch  direkt  bei  der  Deutschen  Bundes-
 bank  leisten,  deren  Filialnetz  weitaus  dichter  als  das  der
 Bundeskassen ist.

 Zu Nummer 2 (§  8)

 Die  Verpflichtung  der  Bundeskassen  entfällt  aus  den  zu
 Nummer 1 dargestellten Gründen.

 Zu Nummer 3 (§  9a – neu –)

 Die  Empfehlung  (2005/504/EG)  der  Kommission  vom  vom
 27.  Mai  2005  zur  Echtheitsprüfung  von  Euromünzen  und
 zur  Behandlung  von  nicht  mehr  für  den  Umlauf  geeigneten
 Euromünzen  (ABl.  EU  Nr.  L  184  S.  60)  zielt  darauf  ab,
 gleiche  Bedingungen  für  den  Umtauch  von  nicht  für  den
 Umlauf  geeigneten  echten  Münzen  in  den  Ländern  der
 Eurozone zu schaffen.

 Artikel  8  der  Empfehlung  normiert,  dass  für  die  Vergütung
 oder  den  Umtausch  von  nicht  für  den  Umlauf  geeigneten
 Münzen  grundsätzlich  eine  Bearbeitungsgebühr  erhoben
 werden sollte.

 §  9a  Abs.  1  Satz  1  schafft  die  Rechtsgrundlage  für  die  Erhe-
 bung  einer  Gebühr  für  den  Umtausch  (§  3  Abs.  2)  und  die
 Annahme  (§  8  Satz  1)  von  nicht  für  den  Umlauf  geeigneten
 Euromünzen  und  deutschen  Eurogedenkmünzen.  Mit  Satz  2
 wird  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  eine  Verord-
 nungsermächtigung  für  diese  Gebührenerhebung  einge-
 räumt.  Das  Einvernehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank
 ist  deshalb  erforderlich,  weil  der  Umtausch  von  nicht  für
 den  Umlauf  geeigneten  Euromünzen  und  deutschen  Euroge-
 denkmünzen  durch  die  Deutsche  Bundesbank  erfolgt  und
 deren  organisatorische  Rahmenbedingungen  zu  berücksich-
 tigen sind.

 Artikel  9  Satz  1  der  Empfehlung  normiert,  dass  alle  Münzen
 nach  Stückelungen  getrennt  in  den  jeweiligen  Standardbeu-
 teln  oder  -paketen  des  Mitgliedstaats  eingereicht  werden
 sollten.  Bei  Abweichung  von  diesen  Standards  kann  die  An-
 nahme  gemäß  Artikel  9  Satz  2  der  Empfehlung  verweigert
 werden.

 §  9a  Abs.  2  Satz  1  schafft  die  Ermächtigung  für  eine  Ver-
 ordnung,  die  Anforderungen  an  das  Sortieren,  Verpacken
 und  die  Kennzeichnung  der  Verpackung  von  nicht  für  den
 Umlauf  geeigneten  Euromünzen  und  deutschen  Euroge-
 denkmünzen  enthält,  die  bei  der  Deutschen  Bundesbank
 zum  Umtausch  eingereicht  werden.  Auch  hierbei  ist  das
 Einvernehmen  mit  der  Deutschen  Bundesbank  herzustellen.
 Bei  Nichterfüllung  oder  teilweiser  Nichterfüllung  der  An-
 forderungen  kann  die  Deutsche  Bundesbank  den  Umtausch
 gemäß  §  9a  Abs.  2  Satz  2  ablehnen.  Die  einreichende  Per-
 son  hat  gemäß  §  9a  Abs.  2  Satz  3  die  mit  der  Rücknahme
 verbundenen  Kosten  zu  tragen.  Die  Kosten  der  Rücknahme
 umfassen  die  Aufwendungen  der  Bank  für  die  Lagerung
 und  die  Abwicklung.  Bei  Einreichungen  in  der  Größenord-
 nung  von  mehreren  Tonnen  können  hier  erhebliche  Tresor-
 flächen und Mitarbeiterressourcen gebunden werden.

 Zu Nummer 4 (§  13)

 Die  Regelung  ist  aufgrund  des  Zeitablaufs  nicht  mehr  rele-
 vant und wird daher aufgehoben.

 Zu Artikel 34

 Das  Vertragsgesetz  vom  7.  März  1953  zu  den  drei
 deutsch-schweizerischen  Abkommen  vom  26.  August  1952
 trifft  allein  Ausführungsregelungen  zu  dem  Abkommen
 über  deutsche  Vermögenswerte  in  der  Schweiz,  nicht  aber
 zu  den  beiden  übrigen  Abkommen.  Das  Gesetz  regelt  in  den
 §§  3  bis  4e  (lastenausgleichs-)abgaben-  und  devisenrecht-
 liche  Einzelheiten  sowie  Fragen  der  Verteilung  eines  etwai-
 gen  Beitragsüberschusses  an  die  Berechtigten.  Es  enthält  in
 §  5  eine  Ermächtigung  der  Bundesregierung  zur  Kreditauf-
 nahme und in §  6 eine Berlin-Klausel.

 Da  das  deutsch-schweizerische  Vermögensabkommen  seit
 1960  abgewickelt  ist  und  alle  im  Gesetz  benannten  Fristen
 sowie  die  (lastenausgleichs-)abgaben-  und  devisenrecht-
 lichen  Bestimmungen  seit  langem  ausgelaufen  bzw.  erfüllt
 sind,  können  die  §§  3  bis  6  aufgehoben  werden.  Die  Aufhe-
 bung  lässt  das  Abkommen  sowie  die  durch  Abkommen  und
 Gesetz bewirkten Rechtsfolgen unberührt.

 Zu Artikel 35

 Das  Gesetz  vom  14.  August  1953  verlängert  lediglich  die  in
 §  3  des  vorbezeichneten  Vertragsgesetzes  vom  7.  März  1953
 bestimmten  Fristen.  Das  Gesetz  kann  aufgehoben  werden,
 da  die  dort  in  Bezug  genommenen  Bestimmungen  bereits
 aufgehoben bzw. seit langem ausgelaufen sind.

 Zu Artikel 36

 Das  Vertragsgesetz  vom  23.  Juli  1956  zu  den  drei
 deutsch-schwedischen  Abkommen  vom  22.  März  1956  trifft
 allein  Ausführungsregelungen  zum  Abkommen  über  deut-
 sche  Vermögenswerte  in  Schweden,  nicht  aber  zu  den  bei-
 den  übrigen  Abkommen.  Das  Gesetz  regelt  in  den  §§  2  bis  4
 Gesichtspunkte,  die  mit  der  Durchführung  des  Vermögens-
 abkommens  in  Zusammenhang  stehen  sowie  (lastenaus-
 gleichs-)abgabenrechtliche  Fragen;  §  5  enthält  eine  Berlin-
 Klausel.

 Da  das  deutsch-schwedische  Vermögensabkommen  seit
 1970  endgültig  abgewickelt  ist  und  damit  die  gesetzlichen
 Regelungen  obsolet  sind,  können  die  §§  2  bis  5  aufgehoben
 werden.  Die  Aufhebung  lässt  das  Abkommen  sowie  die
 durch  Abkommen  und  Gesetz  bewirkten  Rechtsfolgen  un-
 berührt.

 Zu Artikel 37

 Das  Vertragsgesetz  vom  25.  März  1959  zu  den  drei
 deutsch-portugiesischen  Abkommen  vom  3.  April  1958  re-
 gelt  in  den  Artikeln  2  bis  6  die  Auszahlung  von  Geldbe-
 trägen  sowie  abgabenrechtliche  Einzelheiten,  die  mit  der
 Durchführung  des  deutsch-portugiesischen  Vermögens-
 abkommens  in  Zusammenhang  stehen.  Artikel  7  trifft  (las-
 tenausgleichs-)abgabenrechtliche  Regelungen  für  alle  drei
 Abkommen.  Artikel  8  regelt  Verfahrensfragen  in  Bezug  auf
 das  deutsch-portugiesische  Verrechnungsverkehrsabkom-
 men  und  die  Artikel  9  und  10  enthalten  eine  Berlin-  und
 Saarland-Klausel.

 Da  das  deutsch-portugiesische  Vermögensabkommen  seit
 1971  endgültig  abgewickelt  ist  und  im  Übrigen  die  (lasten-
 ausgleichs-)abgabenrechtlichen  Bestimmungen  seit  langem
 ausgelaufen  bzw.  erfüllt  sind  und  auch  die  durch  das
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deutsch-portugiesische  Verrechnungsverkehrsabkommen  ge-
 setzten  Antragsfristen  seit  langem  abgelaufen  und  die  Ver-
 fahren  erledigt  sind,  können  die  Artikel  2  bis  10  aufgehoben
 werden.  Die  Aufhebung  dieser  Artikel  lässt  das  Abkommen
 sowie  die  durch  Abkommen  und  Gesetz  bewirkten  Rechts-
 folgen unberührt.

 Zu Artikel 38

 Das  Vertragsgesetz  vom  14.  März  1961  zum  deutsch-irani-
 schen  Abkommen  vom  22.  Dezember  1959  regelt  in  den
 Artikeln  2  und  3  (lastenausgleichs-)abgabenrechtliche  Ein-
 zelheiten  sowie  Verfahrensfragen,  die  mit  der  Durchführung
 des  Abkommens  in  Zusammenhang  stehen.  Mit  dem  Ver-
 rechnungsverkehrsabkommen  hat  sich  die  Bundesrepublik
 Deutschland  verpflichtet,  bestimmte  Zahlungsansprüche  zu
 befriedigen. Artikel 4 enthält eine Berlin-Klausel.

 Da  die  durch  das  Abkommen  gesetzten  Antragsfristen  seit
 langem  abgelaufen  und  die  Verfahren  erledigt  sind,  können
 die  Artikel  2  bis  4  aufgehoben  werden.  Die  Aufhebung  die-
 ser  Artikel  lässt  das  Abkommen  sowie  die  durch  Abkom-
 men und Gesetz bewirkten Rechtsfolgen unberührt.

 Zu Artikel 39

 Das  Vertragsgesetz  vom  21.  März  1964  zum  deutsch-ko-
 lumbianischen  Abkommen  vom  4.  August  1962  trifft  in
 Artikel  2  eine  Zuständigkeitsregelung  in  Bezug  auf  die
 Durchführung  des  Abkommens,  mit  dem  sich  die  Republik
 Kolumbien  verpflichtet  hat,  eine  Entschädigungszahlung  als
 Ausgleich  für  die  Beschlagnahme  und  Liquidation  deut-
 scher  Vermögenswerte  zu  leisten.  Artikel  3  enthält  eine  Ber-
 lin-Klausel.

 Da  die  durch  das  Abkommen  gesetzten  Antragsfristen  seit
 langem  abgelaufen  und  die  Verfahren  seit  dem  Jahr  1971
 abgeschlossen  sind,  können  die  Artikel  2  und  3  aufgehoben
 werden.  Die  Aufhebung  dieser  Artikel  lässt  das  Abkommen
 sowie  die  durch  Abkommen  und  Gesetz  bewirkten  Rechts-
 folgen unberührt.

 Zu Artikel 40

 Das  Gesetz  vom  29.  März  1965  regelt  die  Einzelheiten  der
 Verteilung  sowie  des  Verfahrens  hinsichtlich  des  auf  die
 Bundesrepublik  Deutschland  entfallenden  Anteils  an  der
 von  Israel  nach  dem  Abkommen  vom  1.  Juni  1962  gezahl-
 ten  Entschädigung,  die  für  das  deutsche  weltliche  Vermögen
 in Israel geleistet worden war.

 Anträge  von  Berechtigten  konnten  bis  zum  8.  Oktober  1965
 gestellt  werden.  Die  Verfahren  sind  heute  vollständig  abge-
 schlossen, so dass das Gesetz aufgehoben werden kann.

 Zu Artikel 41

 Das  Vertragsgesetz  vom  21.  Oktober  1965  zum  deutsch-
 äthiopischen  Vertrag  vom  21.  April  1964  regelt  in  Artikel  2
 im  Einzelnen  das  Verfahren  zur  Verteilung  des  von  Äthio-
 pien  geleisteten  Entschädigungsbetrages.  Die  Entschädi-
 gungszahlung  wurde  als  Ausgleich  für  Vermögensschäden
 geleistet,  die  aufgrund  der  äthiopischen  Feindgesetzgebung
 an  deutschem  Vermögen  entstanden  waren.  Artikel  3  enthält
 eine Berlin-Klausel.

 Da  Anträge  von  Berechtigten  bis  zum  29.  April  1966  zu
 stellen  waren  und  die  Verfahren  seit  dem  Jahr  1970  abge-
 schlossen  sind,  können  die  Artikel  2  und  3  aufgehoben  wer-
 den.  Die  Aufhebung  dieser  Artikel  lässt  das  Abkommen
 sowie  die  durch  Abkommen  und  Gesetz  bewirkten  Rechts-
 folgen unberührt.

 Zu Artikel 42

 Das  Vertragsgesetz  vom  25.  Februar  1969  zum  deutsch-ita-
 lienischen  Abkommen  vom  19.  Oktober  1967  regelt  in  Arti-
 kel  2  im  Einzelnen  das  Verfahren  zur  Feststellung  von
 Kriegssachschäden  deutscher  natürlicher  und  juristischer
 Personen  in  der  Italienischen  Republik,  die  durch  die
 Kriegsereignisse  des  Zweiten  Weltkriegs  eingetreten  sind.
 Artikel 3 enthält eine Berlin-Klausel.

 Da  Anträge  von  Berechtigten  bis  zum  11.  September  1971
 zu  stellen  waren  und  die  Verfahren  nach  Mitteilung  der  Las-
 tenausgleichsverwaltung  heute  abgeschlossen  sind,  können
 die  Artikel  2  und  3  aufgehoben  werden.  Die  Aufhebung  die-
 ser  Artikel  lässt  das  Abkommen  sowie  die  durch  Abkom-
 men und Gesetz bewirkten Rechtsfolgen unberührt.

 Zu Artikel 43

 Der  Zweite  Abschnitt  des  Dritten  Umstellungsergänzungs-
 gesetzes  regelt  die  Verwaltung  des  Vermögens  von  Kredit-
 instituten,  die  ihren  Sitz  vor  dem  9.  Mai  1945  außerhalb  des
 Gebietes  der  früheren  Bundesrepublik  Deutschland  hatten
 und  der  Aufsicht  des  Reichsaufsichtsamtes  für  das  Kredit-
 wesen  unmittelbar  oder  mittelbar  unterstanden.  Im  Zuge  der
 konkursähnlichen  Abwicklung  nach  dem  Westvermögen-
 Abwicklungsgesetz  wurden  diese  Vermögensverwaltungen
 beendet.  Da  die  Verfahren  seit  langem  abgeschlossen  sind,
 kann  der  Zweite  Abschnitt  des  Gesetzes  aufgehoben  wer-
 den.

 Zu Artikel 44

 Die  in  der  Verordnung  über  die  Umstellungsrechnung  der
 Versicherungsunternehmen  aus  Anlass  der  Neuordnung  des
 Geldwesens  geregelten  Sachverhalte  sind  abgewickelt.  Die
 Verordnung kann aufgehoben werden.

 Zu Artikel 45

 Das  Verfahren  über  die  Abwicklung  der  Deutschen  Kriegs-
 versicherungsgemeinschaft  und  des  ausgegliederten  Reichs-
 geschäfts  der  Hermes  Kreditversicherungs-Aktiengesell-
 schaft wurde 1972 endgültig beendet.

 Zu Artikel 46

 Das  Westvermögen-Abwicklungsgesetz  regelt  spezialge-
 setzlich  die  konkursähnliche  Abwicklung  der  auf  dem  Ge-
 biet  der  Altbundesländer  belegenen  Vermögen  von  Kredit-
 instituten,  Versicherungsunternehmen  und  Bausparkassen
 mit  ehemaligem  Sitz  im  Gebiet  der  früheren  DDR  sowie  in
 den  früheren  Vertreibungsgebieten.  Die  Fristen  zur  Anmel-
 dung  von  Ansprüchen  sind  abgelaufen.  Die  Abwicklungs-
 verfahren  sind  abgeschlossen  und  die  Vermögenswerte  ver-
 teilt worden. Das Gesetz kann damit aufgehoben werden.
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Zu Artikel 47

 Die  Westvermögen-Zuführungsverordnung  regelt  die  Ein-
 zelheiten  der  Verteilung  der  in  §  29  Abs.  1  des  Westvermö-
 gen-Abwicklungsgesetzes  benannten  Vermögenswerte  für
 Zwecke  des  §  96  des  Bundesvertriebenengesetzes.  Da  die
 vorbezeichneten  Mittel  zur  Pflege  des  Kulturgutes  der  Ver-
 triebenen  und  Flüchtlinge  verteilt  worden  sind,  kann  die
 Verordnung aufgehoben werden.

 Zu Artikel 48

 Die  betroffenen  Verträge  sind  entweder  umgestellt  oder  er-
 loschen.

 Zu Artikel 49

 Das Gesetz hat sich durch Vollzug erledigt.

 Zu Artikel 50

 Das Gesetz hat sich durch Vollzug erledigt.

 Zu den Artikeln 51 bis 53

 Die  Vorschriften  regeln  die  vorübergehende  Treuhandver-
 waltung  über  das  Vermögen  der  Deutschen  Reichsbank  so-
 wie  die  anschließende  Auflösung  und  Abwicklung  der
 Deutschen  Reichsbank  und  der  Deutschen  Golddiskont-
 bank.  Die  Geltendmachung  von  Ansprüchen  war  aufgrund
 des  Gesetzes  zum  Abschluss  der  Währungsumstellung  vom
 17.  Dezember  1975  (BGBl.  I  S.  3123)  zum  30.  Juni  1976
 endgültig  ausgeschlossen,  so  dass  die  Abwicklung  erfolgen
 konnte.  Da  die  Abwicklung  am  30.  Juni  1978  abgeschlossen
 wurde, können die Vorschriften aufgehoben werden.

 Zu Artikel 54

 Das  Gemeindeumschuldungsgesetz  vom  21.  September
 1933  sah  die  Umschuldung  kurzfristiger  Inlandsschulden
 der  Gemeinden  in  langfristige  niedrigverzinsliche  Verbind-
 lichkeiten  mit  einer  Laufzeit  bis  maximal  1958  vor.  Die
 Tilgung  der  Restverbindlichkeiten  der  Kommunen  ist  in-
 zwischen  abgeschlossen.  Die  Restverbindlichkeiten  von  auf
 dem  Gebiet  der  DDR  gelegenen  Kommunen  sind  durch  die
 Fünfte  Durchführungsverordnung  zum  Gesetz  über  den
 Staatshaushaltsplan  der  Deutschen  Demokratischen  Repu-
 blik  1952  erloschen.  Das  Gesetz  hat  daher  keinen  Rege-
 lungsgehalt mehr und fällt weg.

 Zu Artikel 55

 Mit  der  Aufhebung  des  Gemeindeumschuldungsgesetzes
 hat  auch  die  Durchführungsverordnung  keinen  Regelungs-
 gehalt mehr und fällt weg.

 Zu Artikel 56

 Die  betroffenen  Sachverhalte  sind  mittlerweile  abschlie-
 ßend  im  Versicherungsaufsichtsgesetz  geregelt.  Die  Vor-
 schrift ist daher obsolet und kann aufgehoben werden.

 Zu Artikel 57

 Die  Vorschrift  ist  obsolet  und  kann  aufgehoben  werden.  Die
 Versicherungsnehmer  wurden  von  der  Änderung  informiert

 und  die  Änderung  wurde  damit  Vertragsbestandteil.  Selbst
 wenn  noch  von  der  Änderung  betroffene  Verträge  existieren
 sollten,  bliebe  die  1982  angeordnete  Änderung  daher  auch
 nach der Aufhebung der Verordnung wirksam.

 Zu Artikel 58

 Die  Vorschrift  ist  obsolet  und  kann  aufgehoben  werden.  Die
 Versicherungsnehmer  wurden  von  der  Änderung  informiert
 und  die  Änderung  damit  Vertragsbestandteil.  Selbst  wenn
 noch  von  der  Änderung  betroffene  Verträge  existieren  soll-
 ten,  bliebe  die  1982  angeordnete  Änderung  daher  auch  nach
 Aufhebung der Verordnung wirksam.

 Zu Artikel 59

 Die  in  Artikel  8  geregelten  pauschalen  Ausgleichszahlun-
 gen  sind  als  abschließende  Leistung  gestaltet.  Die  letzte
 Rate  war  1996  zu  zahlen.  Damit  ist  der  zu  regelnde  Sach-
 verhalt abgeschlossen.

 Artikel 9 hat keinen Anwendungsbereich mehr.

 Zu Artikel 60

 Das  Gesetz  vom  21.  August  1962  zum  deutsch-österreichi-
 schen  Vertrag  vom  27.  November  1961  regelt  in  den  Arti-
 keln  2  bis  6  Fragen,  die  mit  der  Durchführung  des  Finanz-
 und  Ausgleichsvertrages  in  Zusammenhang  stehen,  wie  die
 Zuweisung  von  Geldbeträgen  an  den  Ausgleichsfonds  nach
 §  5  LAG  a.  F.,  Verfahrensfragen  bei  der  Erbscheinerteilung
 zur  Geltendmachung  von  Schäden  nach  den  österreichi-
 schen  Entschädigungsgesetzen  sowie  die  Anwendbarkeit
 von  Regelungen  des  Lastenausgleichsgesetzes,  des  Bundes-
 entschädigungsgesetzes  sowie  des  Bundesrückerstattungs-
 gesetzes  auf  österreichische  Staatsangehörige.  Artikel  8  ent-
 hält eine Berlin-Klausel.

 Da  das  Sondervermögen  „Ausgleichsfonds“  zum  1.  Januar
 2005  durch  das  Vierunddreißigste  Gesetz  zur  Änderung  des
 Lastenausgleichsgesetzes  vom  21.  Juli  2004  (BGBl.  I  S.  1742)
 aufgelöst  worden  ist  und  die  Antragsfristen  in  den  vorbe-
 zeichneten  Gesetzen  seit  langem  ausgelaufen  und  die  Verfah-
 ren  erledigt  sind,  können  die  Artikel  2  bis  6  und  8  aufgehoben
 werden.  Die  Aufhebung  dieser  Artikel  lässt  das  Abkommen
 sowie  die  durch  Abkommen  und  Gesetz  bewirkten  Rechts-
 folgen unberührt.

 Zu Artikel 61

 Das  Gesetz  zur  Feststellung  von  rechtswidrigen  Handlun-
 gen  mit  Wirkung  auf  die  Währungsumstellung  von  Mark
 der  Deutschen  Demokratischen  Republik  auf  Deutsche
 Mark  (WUmstrwHFG)  ermächtigte  die  beim  Minister  der
 Finanzen  der  DDR  eingerichtete  Prüfbehörde  Währungsum-
 stellung,  in  Unterlagen  über  Kontenumstellungen  von  Mark
 der  DDR  in  Deutsche  Mark  Einsicht  zu  nehmen.  Da  sich
 aus  §  2  Abs.  4  Satz  3  des  Gesetzes  zur  Regelung  der  Folgen
 rechtswidriger  Handlungen  bei  der  Währungsumstellung
 von  Mark  der  DDR  in  Deutsche  Mark  (Währungsumstel-
 lungsfolgengesetz)  ergibt,  dass  auf  Grund  von  Verjährungs-
 fristen  ab  dem  1.  Januar  2004  keine  Rücknahme-  und  Rück-
 forderungsbescheide  mehr  erlassen  werden  können,  kann
 das Gesetz (WUmstrwHFG) aufgehoben werden.
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Zu Artikel 62

 Die  Regelungen  haben  sich  durch  Vollzug  erledigt.  Da  die
 Regelungen  aus  der  Zeit  vor  Inkrafttreten  des  Grundgesetzes
 stammen,  ergingen  gleichlautende  Regelungen  für  verschie-
 dene  Gebiete:  Nordrhein-Westfalen,  Niedersachsen,  Schles-
 wig-Holstein,  und  Hamburg.  Der  Sachverhalt  ist  nunmehr
 abschließend im Versicherungsaufsichtsgesetz geregelt.

 Zu Artikel 63

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  des  Ers-
 ten  Gesetzes  über  die  Bereinigung  von  Bundesrecht  im
 Zuständigkeitsbereich  des  Bundesministeriums  der  Finan-
 zen  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden, geprüft.

 Es  werden  keine  neuen  Informationspflichten  für  die  Wirt-
 schaft,  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  die  Verwaltung  einge-
 führt  oder  geändert.  Soweit  die  aufzuhebenden  Vorschriften
 Informationspflichten  enthalten  sollten,  ist  mit  der  Aufhe-
 bung  keine  Entlastung  verbunden,  da  es  sich  um  gegenstands-
 lose Regelungen handelt.

 Die  Änderung  des  Münzgesetzes  sowie  die  Änderung  von
 Vorschriften  über  die  Organisation  des  Bundesausgleichs-
 amtes  haben  keine  Rechtsbereinigung  zum  Inhalt.  Die  Er-
 mächtigung,  durch  Rechtsverordnung  Anforderungen  an  die
 Kennzeichnung  von  Münzen  festzulegen,  die  bei  der  Deut-
 schen  Bundesbank  zum  Umtausch  eingereicht  werden,  ist
 keine  Informationspflicht.  Diese  entsteht  erst  mit  Erlass  der
 Verordnung.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  daher  im  Rahmen  sei-
 nes  gesetzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das
 Regelungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  839.  Sitzung  am  30.  November
 2007  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 Zu  Artikel 62a – neu –
 Artikel 62b – neu –
 Artikel 63

 a)  Nach  Artikel  62  sind  folgende  Artikel  62a  und  62b  ein-
 zufügen:

 ,Artikel 62a
 Änderung der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung

 §  1  Abs.  1  Nr.  20  der  Umsatzsteuerzuständigkeitsver-
 ordnung  vom  20.  Dezember  2001  (BGBl.  I  S.  3794),  die
 zuletzt  durch  Artikel  9  des  Gesetzes  vom  13.  Dezember
 2006  (BGBl.  I  S.  2878)  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt gefasst:

 „20.  das  Finanzamt  Oranienburg  für  in  der  Republik  Po-
 len  ansässige  Unternehmer  mit  den  Anfangsbuch-
 staben  des  Nachnamens  oder  bei  Personen-  und  Ka-
 pitalgesellschaften  des  Firmennamens  A  bis  M;  das
 Finanzamt  Cottbus  für  in  der  Republik  Polen  ansäs-
 sige  Unternehmer  mit  den  Anfangsbuchstaben  des
 Nachnamens oder des Firmennamens N bis Z.“

 Artikel 62b
 Änderung der Arbeitnehmer-

 Zuständigkeitsverordnung-Bau

 Die  Arbeitnehmer-Zuständigkeitsverordnung-Bau  vom
 30.  August  2001  (BGBl.  I  S.  2267,  2269)  wird  wie  folgt
 geändert:

 1.  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „Verordnung  über  die  örtliche  Zuständigkeit  für  die
 Einkommensteuer  von  im  Ausland  ansässigen  Arbeit-
 nehmern  des  Baugewerbes  (Arbeitnehmer-Zuständig-
 keitsverordnung-Bau – ArbZustBauV)“.

 2.  Dem §  1 wird folgender Satz angefügt:

 „Hat  der  Arbeitnehmer  eines  in  der  Republik  Polen  an-
 sässigen  Unternehmens  im  Sinne  des  §  20a  Abs.  1
 oder  2  der  Abgabenordnung  seinen  Wohnsitz  in  der
 Republik  Polen,  ist  für  seine  Einkommensteuer  abwei-
 chend  von  Satz  1  das  Finanzamt  zuständig,  das  für  sei-
 nen Arbeitgeber zuständig ist.“‘

 b)  In Artikel 63 ist folgender Satz 2 anzufügen:

 „Abweichend  davon  treten  die  Artikel  62a  und  62b  am
 1. April 2008 in Kraft.“

 c)  Als  Folge  sind  in  der  Eingangsformel  nach  dem  Wort
 „hat“  die  Wörter  „mit  Zustimmung  des  Bundesrates“
 einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Angesichts  erheblich  steigender  Fallzahlen  im  Bereich  der
 Sonderzuständigkeit  für  die  polnischen  Bauunternehmen

 und  ihrer  –  ausländischen  –  Arbeitnehmer  sieht  sich  das
 Land  Brandenburg  zukünftig  nicht  mehr  in  der  Lage,  im
 Finanzamt  Oranienburg  allein  die  ordnungsgemäße  Besteu-
 erung  der  Fälle  der  Sonderzuständigkeiten  sicherzustellen.
 Von  1  112  Fällen  im  Jahr  2004  stieg  die  Anzahl  aktuell  auf
 rund  9  000  Fälle  an.  Zudem  ist  die  Steuerfestsetzung  von
 rund  28  000  Arbeitnehmern  im  Baubereich  polnischer  Un-
 ternehmer durchzuführen.

 Zur  Sicherstellung  einer  ordnungsgemäßen  Besteuerung
 wären  umfangreiche  personelle  Versetzungen  auch  von  wei-
 ter  entfernten  Finanzämtern  grundsätzlich  erforderlich,  die
 aus  sozialen  Gesichtspunkten  aber  nicht  realisiert  werden
 können.  Wegen  des  begrenzten  Raumangebots  am  Standort
 Oranienburg  wäre  trotz  bereits  vorgenommener  Anmietun-
 gen  die  Unterbringung  weiterer  Bediensteter  derzeit  ohne
 erheblichen  Kostenaufwand  nicht  möglich.  Durch  eine  Auf-
 teilung  der  Zuständigkeit  können  die  Erfahrungen  im  Fi-
 nanzamt  Oranienburg  weiterhin  genutzt,  diesem  Aufgaben-
 gebiet  weiteres  Personal  zugeführt  und  das  Raumproblem
 entzerrt  werden.  Damit  wird  die  sachgerechte  Bearbeitung
 dieser  Fälle  sichergestellt.  Dies  liegt  im  gemeinsamen  Inte-
 resse von Bund und Ländern.

 Bei  Änderung  bzw.  Aufteilung  der  Zuständigkeit  wird  es  für
 erforderlich  gehalten,  die  Zuständigkeit  für  den  Bau-Unter-
 nehmer  und  dessen  –  polnischen  –  Arbeitnehmer  im  gleichen
 Finanzamt  beizubehalten.  Dies  wird  durch  die  Verknüpfung
 und  entsprechende  Anpassung  der  Umsatzsteuerzuständig-
 keitsverordnung  und  der  Arbeitnehmer-Zuständigkeitsver-
 ordnung-Bau erreicht.

 Die  vorgesehene  Aufteilung  nach  dem  Anfangsbuchstaben
 des  Nachnamens  oder  bei  Gesellschaften  des  Firmennamens
 des  jeweiligen  Unternehmers  ist  für  die  polnischen  Unter-
 nehmen  und  ihre  Arbeitnehmer  leicht  nachzuvollziehen.
 Eine  regionale  Aufteilung  der  Zuständigkeit  würde  auf  Ver-
 waltungsseite,  aber  auch  bei  den  Arbeitnehmern  dieser  Un-
 ternehmen  zu  Problemen  bei  der  Zuordnung  führen,  wenn
 das  Unternehmen  in  Polen  mehrere  Betriebsstätten  unter-
 hält.

 Einer  Anregung  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  fol-
 gend wird auch eine klarstellende Änderung der Überschrift
 dieser Verordnung vorgeschlagen.

 Zu Buchstabe b

 Die  Festlegung  eines  konkreten  Datums  für  das  Inkraft-
 treten  der  Vorschriften  ermöglicht  es  den  betroffenen  Unter-
 nehmen  und  der  Verwaltung,  rechtzeitig  Vorkehrungen  für
 den Zuständigkeitswechsel zu treffen.

 Zu Buchstabe c

 Durch  die  in  Buchstabe  a  vorgeschlagenen  Änderungen
 liegt  gemäß  Artikel  108  Abs.  7  GG  ein  Zustimmungsgesetz
 vor.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zur  Stellungnahme  des  Bun-
 desrates  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Bereinigung  von
 Bundesrecht  im  Zuständigkeitsbereich  des  Bundesministe-
 riums  der  Finanzen  und  zur  Änderung  des  Münzgesetzes  wie
 folgt:

 Zu  Nummer  1a  (Artikel  62a  –  neu  –  und  Artikel  62b  –  neu)

 Die Bundesregierung unterstützt den Änderungsvorschlag.

 Inhaltlich  geht  es  dem  Bundesrat  um  Zuständigkeitsänderun-
 gen für Finanzämter des Landes Brandenburg.

 Angesichts  erheblich  steigender  Fallzahlen  im  Bereich  der
 Sonderzuständigkeit  für  polnische  Bauunternehmen  sieht
 sich  das  Land  Brandenburg  nicht  mehr  in  der  Lage,  diese  wei-
 terhin  allein  im  Finanzamt  Oranienburg  zu  bearbeiten,  son-
 dern  hält  eine  Teilung  der  Zuständigkeit  auf  die  Finanzämter
 Oranienburg und Cottbus für erforderlich.

 Durch  die  aufeinander  abgestimmte  Änderung  beider  Zu-
 ständigkeitsverordnungen  wird  die  Zuständigkeit  des  glei-

 chen  Finanzamtes  für  den  polnischen  Bauunternehmer  und
 dessen polnischen Arbeitnehmer beibehalten.

 Das  Anliegen  des  Bundesrates  wird,  wegen  des  gemeinsamen
 Interesses  des  Bundes  und  der  Länder  an  einer  ordnungsge-
 mäßen  Besteuerung  ausländischer  Unternehmen  und  auslän-
 discher Arbeitnehmer, von der Bundesregierung unterstützt.

 Zu Nummer 1b (Änderung des Artikels 63)

 Die Bundesregierung unterstützt den Änderungsvorschlag.

 Die  Festlegung  eines  konkreten  Datums  für  das  Inkrafttreten
 der  Vorschriften  ermöglicht  es  den  betroffenen  Unternehmen
 und  der  Verwaltung,  rechtzeitig  Vorkehrungen  für  den  Zu-
 ständigkeitswechsel zu treffen.

 Zu Nummer 1c (Änderung der Eingangsformel)

 Die Bundesregierung unterstützt den Änderungsvorschlag.

 Durch  die  in  Nummer  1a  vorgeschlagenen  Änderungen  wird
 der  Gesetzentwurf  zustimmungsbedürftig  gemäß  Artikel  108
 Abs.  7 GG.
 Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin
 Vertrieb:  Bundesanzeiger  Verlagsgesellschaft  mbH,  Amsterdamer  Str.  192,  50735  Köln,  Telefon  (02  21)  97  66  83  40,  Telefax  (02  21)  97  66  83  44

 ISSN 0722-8333


